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1. Einführung 


Die Rechtsvorſchriften, die durch die drei erſten 
Einführungsverordnungen in den eingeglie⸗ 
derten Oſtgebieten eingeführt worden ſind, ſind in dem Auf⸗ 
ſatz „Einführung des deutſchen Einkommen⸗ 
ſteuerrechts in den eingegliederten Dft- 
gebieten“ (DSZ 1940 Nr. 8 S. 93 und folgende) be- 
zeichnet. 

Es find in der Zwiſchenzeit zwei neue Einfüh- 
rungsverordnungen ergangen. Die Vierte Ver⸗ 
ordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher 
Vorſchriften in den eingegliederten Oſt ⸗ 
gebieten vom 24. Februar 1940 (RGBl 1 S. 418, 
RESP 1940 S. 289) behandelt die Einführung des Kör⸗ 
perſchaftſteuerrechts und des Gewerbeſteuer⸗ 
rechts. Auf Grund der Fünften Verordnung zur 
Einführung ſteuer rechtlicher Vorſchriften 
in den eingegliederten Oſtgebieten vom 
29. Februar 1940 (RGBl 1 S. 475 und 494, RStBl 
1940 S. 326) iſt das Bürgerſteuerrecht in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten eingeführt worden. 


2. Räumlicher Geltungsbereich der Fünften Einführungs⸗ 
verordnung 


Der räumliche Geltungsbereich der Fünften Einfüh⸗ 
rungsverordnung iſt der gleiche wie bei den Einführungs⸗ 
verordnungen, die die Einführung des Einkommenſteuer⸗ 
rechts, des Körperſchaftſteuerrechts und des Gewerbeſteuer⸗ 
rechts zum Gegenſtand haben. Die Einführung des Bürger⸗ 
ſteuerrechts erſtreckt ſich alſo auf die Reichsgaue 
Wartheland und Danzig⸗Weſtpreußen (mit 


9. Steuermeßbeträge, 

10. Einkommenſteuerfrei, 

11. Feſtſetzung des Hebeſatzes, 
12. Erhebungszeitraum für 1940, 
18. Erhebung der Bürgerſteuer, 
14. Freigrenze, 

15. Steuerermäßigungen, 

16. Verwaltung der Bürgerſteuer. 


Ausnahme des Gebiets der bisherigen Freien Stadt Danzig 
und der bisher oſtpreußiſchen Gebiete) und auf die in die 
Provinzen Oſtpreußen und Schleſien ein ; 
gegliederten Gebietsteile. 


3. Umfang des eingeführten Rechts 


81 der Fünften Einführungsverordnung gemäß iſt das 
Bürgerſteuergeſetz vom 20. November 1937 (RG Bl 1 S. 1261) 
in der Faſſung des Erſten Geſetzes zur Anderung des 
Bürgerſteuergeſetzes vom 31. Oktober 1938 (RGBl 1 S. 1543) 
in den Gebietsteilen, die im Abſchnitt 2 bezeichnet find, mit 
Fan vom 1. Januar 1940 in Kraft geſetzt 
worden. 


Es iſt von der Einführung der vier Durchfüh⸗ 
rungsverordnungen, die bisher zum Bürgerſteuer⸗ 
geſetz ergangen ſind, abgeſehen worden. Die Durchfüh⸗ 
rungsverordnungen betreffen beſondere Verhältniſſe in der 
Stadtgemeinde Bremen und in den Gemeinden des bremi⸗ 
ſchen Landkreiſes, in der Hanſeſtadt Hamburg und in der 
Stadt Stettin. 


Die erſtmalige Anwendung der Vorſchriften des Bürger⸗ 
ſteuergeſetzes in den eingegliederten Oſtgebieten erforderte 
verſchiedene Übergangs vorſchriften. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften find in den 38 2 bis 14 der Einführungsverordnung 
getroffen worden. Sie werden in den folgenden Abſchnitten 
dargeſtellt. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat zur Einführung 
des Bürgerſteuerrechts in den eingegliederten Ostgebieten 
einen ausführlichen Runderlaß vom 23. März 1940 
S 2916 — 3 III, RStBL 1940 Seite 372, herausgegeben. 
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4. Erſtmalige Anwendung des neuen Rechts 


Das Bürgerſteuergeſetz iſt zum 1. Januar 1940 in den 
eingegliederten Oſtgebieten eingeführt worden. Es iſt aber 
mit Rückſicht auf die örtlichen Verhältniſſe in dieſen Gebieten 
und aus verwaltungstechniſchen Gründen im $ 9 Abſatz 1 
der Einführungsverordnung beſtimmt worden, daß die 
Bürgerſteuer für 1940 nicht ſchon mit Wirkung vom 
1. Januar 1940, ſondern erſt vom dr April 1940 ab 
erhoben wird. Dieſe Regelung paßt ſich der Einführung des 
Bürgerſteuerrechts in der Oſtmark und im Reichsgau 
Sudetenland an. Die Bürgerſteuer iſt auch in dieſen Ge⸗ 
bieten im erſten Jahr nur zu drei Vierteln des Jahres⸗ 
betrags (für die Zeit vom 1. April bis 31. Dezember) 
erhoben worden. 

Wenn als Tag des Inkrafttretens des Bürgerſteuer⸗ 
rechts in den eingegliederten Oſtgebieten trotzdem der 
1. Januar 1940 beſtimmt worden iſt, ſo beruht das darauf, 
daß den mit der Verwaltung der Bürgerſteuer befaßten 
Dienſtſtellen für ihre Vorarbeiten, die ſie wegen der Er⸗ 
hebung der Bürgerſteuer für 1940 vor dem 1. April zu leiſten 
haben, die erforderliche Rechtsgrundlage gegeben werden 
ſollte. 


5. Stichtag für die Bürgerſteuer 1940 


Stichtag für die Bürgerſteuer iſt in der Regel der 
10. Oktober des Kalenderjahrs, das dem Erhebungsjahr 
unmittelbar vorangeht. Hinweis auf 83 Satz 2 BSG. Es 
wird an dieſem Tag die allgemeine Perſonen⸗ 
ſtands aufnahme durchgeführt, aus der ſich wichtige 
Merkmale für die Erhebung der Bürgerſteuer (z. B. über 
den Wohnſitz, das Alter und den Familienſtand des Steuer- 
pflichtigen) ergeben. Die Verhältniſſe am Stichtag ſind für 
die Steuerberechtigung der Gemeinden und für die Steuer⸗ 
pflicht der bürgerſteuerpflichtigen Perſonen für das ganze 
e maßgebend. Hinweis auf die SS 1 und 2 


In den eingegliederten Oſtgebieten hat 
ſeit ihrer Rückgliederung eine allgemeine Per 
ſonenſtandsaufnahme im Jahr 1939 nicht ftatt- 
gefunden. Eine polizeiliche Einwohnererfaſſung iſt nur in 
Oſtoberſchleſien auf Grund einer Verordnung des 
Polizeipräſidenten für das oſtoberſchleſiſche Induſtriegebiet 
in der Zeit vom 17. bis 23. Dezember 1939 durchgeführt 
worden. Das war der Anlaß dafür, daß als Stichtag für 
das Erhebungsjahr 1940 in den eingegliederten Oſtgebieten 
ausnahmsweiſe ein anderer Tag als der 10. Oktober, und 
zwar der 23. Dezember 1939, beſtimmt worden iſt. 
Hinweis auf § 2 der Einführungsverordnung. 


6. Hebeberechtigung bei mehrfachem Wohnſitz 


Es können ſich daraus, daß Stichtag für die Bürger 
ſteuer des Jahrs 1940 in den eingegliederten Oſtgebieten 
der 23. Dezember 1939 und in dem anderen Reichsgebiet der 
10. Oktober 1939 iſt, Schwierigkeiten ergeben, wenn ein 
Steuerpflichtiger an jedem der beiden Stichtage in dem 
jeweiligen Reichsgebiet einen Wohnſitz hatte. 

Beiſpiel: f 
Der Vorſteher eines Finanzamts im Reichsgau Warthe⸗ 
land hatte am 10. Oktober 1939 ſeinen Wohnſitz in Berlin und 
am 23. Dezember 1939 feinen Wohnſitz an dem neuen Dienftort. 


84 Abſatz 1 BSt®, der die Hebeberechtigung bei mehr⸗ 
fachem Wohnſitz regelt, iſt in dieſem Fall nicht ohne weiteres 
anwendbar. Dieſe Vorſchriften ſetzen voraus, daß Stichtag 
für die Bürgerſteuer eines Erhebungsjahrs ein be⸗ 
ſtimmter Tag if. 8 3 der Einführungsverordnung 
beſtimmt deshalb das folgende: 

„Hatte der Steuerpflichtige am 10. Oktober 1939 im 
Reichsgebiet außerhalb der eingegliederten Oſtgebiete 
einen Wohuſitz und am 23. Dezember 1939 in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten einen Wohnſitz, fu ſind alle 
Wohnſitzgemeinden ſteuerberechtigt. Hebeberechtigt iſt die 
Gemeinde, in der der Steuerpflichtige ſich im Stichtags⸗ 
jahr überwiegend aufgehalten hat. § 4 Abſatz 1 Sütze 5 
und 6 des Bürgerſteuergeſetzes gelten entſprechend.“ 


Dieſe Vorſchriften treten an die Stelle der Vor⸗ 
ſchriften im $4 Abſatz 1 BStG, wenn ein Steuerpflichtiger 
ſowohl am 10. Oktober 1939 im Reichsgebiet außerhalb 
der eingegliederten Oſtgebiete als auch am 23. Dezember 
1939 in den eingegliederten Oſtgebieten einen Wohnſitz 
hatte. Die Vorſchriften ſind darüber hinaus auch dann anzu⸗ 
wenden, wenn der Steuerpflichtige an dem einen oder 
anderen Stichtag in dem jeweiligen Reichsgebiet 
mehrere Wohnſitze hatte. 


Beiſpiele: 

A. Der Kaufmann Müller hatte am 10. Oktober 1939 in Berlin 
und in Küſtrin je einen Wohnſitz. Am 28. Dezember 1939 hatte 
er einen Wohnſitz in Bromberg. 

Es find für die Bürgerſteuer 1940 alle Wohnſitzgemein⸗ 
den, alſo Berlin, Küſtrin und Bromberg, ſteuerberech⸗ 
tigt. Es iſt in dieſer Hinſicht einerlei, ob der Kaufmann 
Müller ſeinen Wohnſitz in Berlin oder in Küſtrin oder auch 
beide Wohnſitze nach dem 10. Oktober 1939 aufgegeben und 
am 23. Dezember 1939 nur noch einen Wohnſitz in Bromberg 
hatte oder ob er neben ſeinen beiden bisherigen Wohnſitzen 
einen neuen (dritten) Wohnſitz begründet hat. 

Hebeberechtigt für die Bürgerſteuer 1940 iſt die 
Gemeinde, in der ſich der Steuerpflichtige im Kalenderjahr 
1939 überwiegend aufgehalten hat. Das gilt im Verhältnis 
aller drei Städte zueinander. Es gelten alſo auch für die 
Frage, ob wegen der Hebeberechtigung Berlin vor Küſtrin den 
Vorrang hat, nicht die Vorſchriften im 8 4 Abſatz 1 Sätze 1 
bis 4 BStG, ſondern die Vorſchrift im § 3 Satz 2 der Eins 
führungsverordnung. 

Wegen der Verteilung des Bürgerſteuer⸗ 
aufkommens ſind die allgemeinen Vorſchriften im 84 
Abſatz 1 Sätze 5 und 6 BStG anzuwenden. 

B. Ein polniſcher Steuerpflichtiger hatte am 28. Dezember 1939 
ſowohl einen Wohnſitz in Graudenz als auch einen Wohnſitz 
in Thorn. Er hat ſich im Kalenderjahr 1939 üderwiegend in 
Graudenz aufgehalten. 

Steuerberechtigt ſind die Städte Graudenz und Thorn. 
Hebeberechtigt iſt die Stadt Graudenz. Die Stadt Graudenz 
hat das Bürgerſteueraufkommen für 1940 zur Hälfte der Stadt 
Thorn zu überweiſen, wenn die Stadt Thorn für 1940 eine 
Bürgerſteuer erhebt und ihren Anſpruch auf Verteilung ſpä⸗ 
teſtens am 30. Juni 1940 gegenüber der Stadt Graudenz 
geltend macht. Eine Verteilung des Bürgerſteueraufkommens 
auf die beiden Städte entfällt jedoch, wenn die Bürgerſteuer 
bei dem Steuerpflichtigen nach einem Steuermeßbetrag von 
nicht mehr als ſechs RM erhoben wird. 


7. Beſteuerungsgrundlage 


„Beſteuerungsgrundlage für die Bürgerſteuer iſt 8 5 
BSG gemäß das Einkommen oder das Vermögen. Soweit 
das Vermögen als Beſteuerungsgrundlage zugrunde gelegt 
werden kann, knüpft das Geſetz an beſtimmte Vorſchriften 
des Vermögenſteuergeſetzes und des Reichsbewertungs⸗ 
geſetzes an. Dieſe beiden Geſetze ſind in den eingeglieder⸗ 
ten Oſtgebieten bisher noch nicht eingeführt worden. Es 
gibt im polniſchen Steuerrecht keine Vorſchriften, die dieſen 
Geſetzen entſprechen. § 4 der Einführungsverordnung 
ſchreibt deshalb vor, daß abweichend von den allgemeinen 
Vorſchriften des Bürgerſteuergeſetzes Beſteuerungsgrund⸗ 
lage ich die Bürgerſteuer 1940 nur das Einkom⸗ 
men ift. 


Die Vorſchriften des Bürgerſteuergeſetzes, die auf das 
bermögenfteuerpflichtige Vermögen im Sinn des Vermö⸗ 
genſteuergeſetzes oder auf das land⸗ und forſtwirtſchaftliche 
Vermögen, das Grundvermögen oder das Betriebsvermögen 
im Sinn des Reichsbewertungsgeſetzes Bezug nehmen, find 
in den eingegliederten Oſtgebieten bis auf weiteres nicht 
anzuwenden. Hinweis auf § 5, 8 7, 8 8 Abſätze 4 und 5, 8 9 
Abſatz 4, § 10 Abſatz 3, $ 11 Abſatz 2, § 13 Abſatz 3 Ziffer 2, 
§ 16 Abſatz 6, $ 17 Abſätze 4 und 5, § 18 Abſatz 2, 8 26 Ab⸗ 
fat 4 und § 29 Abſatz 3 BStG. 


8. Einkommen 

Die Vorſchriften im 8 6 Abſatz 1 BStE über das Ein⸗ 
kommen, von dem für die Ermittlung des Steuermeß⸗ 
betrags auszugehen iſt, ſetzen voraus, daß der Steuerpflich⸗ 
tige im Bemeſſungsjahr nach den Vorſchriften des deut- 
ſchen Einkommenſteuergeſetzes der Einkommenſteuer unter⸗ 
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legen hat. Diele Vorſchriften mußten deshalb für die Er- 
hebung der Bürgerſteuer 1940 in den eingegliederten Oſt— 
gebieten durch Übergangsvorſchriften erſetzt werden. 

§ 5 Abſatz 1 der Einführungsverordnung teilt in Über⸗ 
einſtimmung mit § 6 Abſatz 1 BStö die Steuerpflichtigen 
in zwei Gruppen ein: in ſolche, die durch Veran⸗ 
lagung und in ſolche, die durch Steuerabzug zur 
polniſchen Einkommtenſtener herangezogen worden find. 

Bei den Steuerpflichtigen der erſten 
Gruppe (Steuerpflichtige, die nach den Vorſchriften des 
Erſten Abſchnitts des polniſchen Staatseinkommenſteuer⸗ 
geſetzes der Einkommenſteuer unterlegen haben) iſt Ein⸗ 
kommen das ſteuerpflichtige Einkommen im Sinn der 
Artikel 6 bis 10 des polniſchen Staatseinkommenſteuer⸗ 
geſetzes, das der Steuerpflichtige im Kalenderjahr 1938 
(Bemeſſungsjahr) bezogen hat. 

Bei den Steuerpflichtigen der zweiten 
Gruppe (Steuerpflichtige, die nach den Vorſchriften des 
Zweiten Abſchnitts des polniſchen Staatseinkommenſteuer⸗ 
geſetzes der Einkommenſteuer unterlegen haben) iſt maß⸗ 
gebend der Geſamtbetrag der rohen Einnahmen aus Dienſt⸗ 
gehältern, Ruheſtandsverſorgungen und Lohn für Miet⸗ 
arbeit, die der Steuerpflichtige im Kalenderjahr 1938 (Be⸗ 
meſſungsjahr) bezogen hat, gekürzt um 1000 Zloty. 

In beiden Fällen iſt der danach ſich ergebende 
Betrag nach der Verordnung über die Einführung der 
Reichsmarkwährung in den eingegliederten Oſtgebieten vom 
22. November 1939 (RGI I S. 2291) zu dem Kurs von 
zwei Zloty — eine Reichsmark umzurechnen. Der umgerech⸗ 
nete Betrag iſt auf den nächſten durch 50 teilbaren Reichs⸗ 
markbetrag nach unten abzurunden und in die Stufen der 
deutſchen Einkommenſteuertabelle einzuordnen. Maßgebend 
ſind die Mittelbeträge der Einkommenſtufen. Der Abzug 
von 1000 Zloty bei den Steuerpflichtigen der zweiten 
Gruppe iſt auch bei der Zuſammenrechnung von Einkünften 
im Rahmen der Haushaltsbeſteuerung (Hinweis auf 8 6 
Abſätze 2 und 3 BSG) nur einmal vorzunehmen. 


Beiſpiele: 

A. Das ſteuerpflichtige Einkommen im Sinn der Artikel 6 bis 10 
des polniſchen Staatseinkommenſteuergeſetzes, das der Rechts⸗ 
anwalt X in Kattowitz im Kalenderjahr 1938 bezogen hat, bes 
trug 34 380 Zloty. Das ergibt in Reichsmark umgerechnet 
17 190 RM, abgerundet 17 150 RM. Nach der Einordnung des 
abgerundeten Betrags in die Stufe der deutſchen Einkommen⸗ 
ſteuertabelle (16 500 Ran bis 17 500 RM) ergibt ſich als 
Mittelbetrag 17000 RM. Für die Ermittlung des Steuer⸗ 
meßbetrags iſt von dieſem Betrag auszugehen. 

B. Der Geſamtbetrag der rohen Einnahmen, die der Angeſtellte Y 
in Poſen im Kalenderjahr 1938 aus ſeinem Dienſtverhältnis 
bezogen hat, betrug 8 030 Zloty. Dieſer Betrag iſt um 
1000 Zloty zu kürzen. Der verbleibende Betrag (7 030 Zloty) 
macht in Reichsmark umgerechnet 3515 RM aus, Der auf 
3500 RM abgerundete Betrag iſt in die Stufe 3450 RM bis 
3 800 NM einzuordnen. Der danach ſich ergebende Mittelbetrag 
von 3600 RM iſt für die Ermittlung des Steuermeßbetrags 
maßgebend. 


Die Vorſchriften im 8 5 Abſatz 1 der Einführungsver⸗ 
ordnung ſind nur für die Steuerpflichtigen von Bedeutung, 
bei denen ſich ein Einkommen im Sinn des 8 6 Abſatz 1 
BSG nicht ermitteln läßt. Sind dieſe allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften ohne weiteres anwendbar, ſo iſt für die Sonder⸗ 
regelung kein Raum. Das iſt im § 5 Abſatz 2 der Einfüh⸗ 
rungsverordnung ausdrücklich klargeſtellt. Es heißt dort: 


„Die Vorſchriften im Abſatz 1 (des 85 der Einfüh⸗ 
rungsverordnung) gelten nicht für Steuerpflichtige, die 
uach dem 31. Dezember 1938 und vor dem 23. Dezember 
1939 aus dem übrigen Reichsgebiet in die eingeglieder⸗ 
ten Oſtgebiete zugezogen ſind.“ 

Beiſpiel: 

Der Rentuer Schulze hat ſeinen Wohnſitz, den er infolge 
ſeiner Ausweiſung aus dem polniſchen Staatsgebiet im Jahr 
1930 von Poſen nach Glogau verlegt hatte, am 1. Oktober 1939 
wieder nach Poſen verlegt. Maßgebendes Einkommen für die 
Bürgerſteuer 1940 iſt das Einkommen, mit dem der Rentner 
Schulze zur deutſchen Einkommenſteuer für den Veranla— 
gungszeitraum 1938 herangegogen worden iſt. 
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9. Steuermeßbeträge 


Die Steuermeßbeträge im § 8 BSG, die mit alleiniger 
Ausnahme des kleinſten Steuermeßbetrags von drei NM 
nach der Höhe des Einkouimens geſtaffelt ſind, gelten grund⸗ 
ſätzlich auch für die Feſtſetzung der Bürgerſteuer 1940 in 
den eingegliederten Oſtgebieten. Dieſer Grundſatz wird 
aber für die beiden kleinſten Steuermeßbeträge von drei 
und ſechs RM bei den Steuerpflichtigen durchbrochen, von 
denen die Bürgerſteuer durch eine Gemeinde in den 
eingegliederten Oſtgebieten erhoben wird. Es 
werden der Steuermeßbetrag von drei RM für einkommen⸗ 
ſteuerfreie Perſonen (Hinweis auf Abſchnitt 10) durch den 
Steuermeßbetrag von zwei R M und der Steuermeßbetrag 
von ſechs RM für Perſonen, die im Vemeſſungsjahr ein 
Einkommen von nicht mehr als 4 500 RM bezogen haben, 
erſetzt durch den Steuermeßbetrag von vier AM. Hin⸗ 
weis auf § 6 Abſatz 1 der Einführungsverordnung. 

Dieſe Regelung bezweckt nicht etwa eine Beſſerſtellung 
der Steuerpflichtigen in den eingegliederten Oſtgebieten 
gegenüber den Steuerpflichtigen im anderen Reichsgebiet. 
Die Ermäßigung der beiden kleinſten Steuermeßbeträge um 
ein Drittel hat darin ihren Grund, daß es wegen des 
Fehlens einer allgemeinen Perſonenſtandsaufnahme nicht 
möglich iſt, die Vorſchriften im $ 8 Abſatz 3 BStG (Ermäßi⸗ 
gung der Steuermeßbeträge von drei und ſechs RM für 
über 50 Jahre alte Steuerpflichtige) und die Vorſchriften im 
FI BSG (Ermäßigung der Steuermeßbeträge für Steuer⸗ 
pflichtige mit mindeſtens zwei minderjährigen haushalts⸗ 
angehörigen Kindern) ſchon für die Bürgerſteuer des Jahrs 
1940 anzuwenden. Hinweis auf & 6 Abſatz 3 und auf § 7 
der Einführungsverordnung. 


Bei den Steuerpflichtigen, denen gegenüber eine Ge⸗ 
meinde außerhalb der eingegliederten Oſt⸗ 
gebiete hebeberechtigt iſt, treffen die Erwägungen, die 
für die Herabſetzung der Steuermeßbeträge von drei RW. 
und ſechs RM auf zwei RM und vier RM maßgebend 
waren, nicht zu. Es iſt deshalb bei dieſen Steuerpflichtigen 
ſtets von den allgemeinen Steuermeßbeträgen im § 8 
Abſatz 1 BSG auszugehen. Dieſe Steuerpflichtigen haben 
anderſeits auch Anſpruch auf die Ermäßigungen, die im 8 8 
Abſatz 3 und im § 9 BSG vorgeſehen ſind. 

Beiſpiele: 

A. Ein polniſcher Gelegenheitsarbeiter mit dem Wohnſitz in 
Dirſchau war wegen ſeines geringen Arbeitslohns, den er im 
Jahr 1938 bezogen hat, nicht lohnſteuerpflichtig. Er iſt ohne 
Rückſicht auf fein Alter und ſeinen Familienſtand am Stich⸗ 
tag (23. Dezember 1939) nach dem ermäßigten Steuermeß⸗ 
betrag von zwei RM zur Bürgerſteuer für 1940 heranzuziehen. 

B. Der 35 Jahre alte Steuerinſpektor Lehmann hatte feinen 
Wohnſitz in der Zeit vom 1. Januar bis 81. Oktober 1939 in 
Stralſund und vom 1. November 1939 bis zum Schluß des 
Jahrs in Gotenhafen. Er iſt verheiratet. Zu ſeinem Haushalt 
gehörten im Jahr 1939 zwei minderjährige Kinder. Sein roher 
Arbeitslohn im Jahr 1938 betrug 3 600 AM. Hebeberechtigt 
für die Bürgerſteuer 1940 iſt die Stadtgemeinde Stralſund. 
Hinweis auf Abſchnitt 6. Es iſt bei der Feſtſetzung der 
Bürgerſteuer von dem allgemeinen Steuermeßbetrag von 
ſechs RM auszugehen. Dieſer Steuermeßbetrag ermäßigt ſich 
§ 9 Abſatz 3 Ziffer 2 BES gemäß um eine RM für das 
zweite Kind des Steuerpflichtigen auf fünf RM. 


10. Einkommenſteuerfrei 


Steuerpflichtige, die wegen ihrer im Bemeſſungsjahr 
bezogenen Einkünfte (ſei es durch Veranlagung, ſei es durch 
Steuerabzug) nicht zur Einkommenſteuer herangezogen 
worden find, ſind einkommenſteuerfrei im Sinn 
des § 8 Abſatz 1 und des § 8 Abſatz 2 Halbſatz 1 BStG. Eine 
Nachprüfung nach dieſer Richtung erübrigt ſich für die 
Feſtſetzung der Bürgerſteuer 1940 bei ſolchen Steuerpflichti⸗ 
gen, deren geſamte Einnahmen aus Dienſtgehältern, Ruhe⸗ 
ſtandsverſorgungen und Lohn für Mietarbeit im Be⸗ 
meſſungsjahr 1938 nicht mehr als 2500 Zloty be 
tragen haben. Dieſe Steuerpflichtigen ſind auf Grund der 
Vorſchrift im § 6 Abſatz 2 Satz 1 der Einführungsverord⸗ 
nung in jedem Fall als einkommenſtenerfrei zu be- 
handeln. 
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§ 8 Abſatz 2 Halbſatz 2 BSG gemäß gelten auch die- 
jenigen Steuerpflichtigen als einkommenſteuerfrei, die zwar 
nicht zur Einkommenſteuer v eranlagt worden ſind, 
die aber durch Steuerabzug Einkommeunſteuer 
bezahlt haben, wenn dieſe Perſonen darkun, daß fie im Fall 
einer Veranlagung nach den Vorſchriften des polniſchen 
Staatseinkommenſteuergeſetzes nicht zur Einkommenſteuer 
heranzuziehen geweſen wären. Hinweis auf § 6 Abſatz 2 
Satz 2 der Einführungsverordnung. 


11. Feſtſetzung des Hebeſatzes 
§ 12 Abſatz 2 BSG gemäß muß der Hebeſatz feſt⸗ 

geſetzt ſein: 

a) ſpäteſtens am 1. Januar des Erhebungsjahrs, wenn 
er mehrals 300 v. H. beträgt, 

b) ſpäteſtens am 1. Juli des Erhebungsjahrs, wenn er 
nicht mehrals 300 v. H. beträgt. 


An die Stelle dieſer beiden Zeitpunkte iſt für die 
Bürgerſteuer 1940 in den eingegliederten Oſtgebieten ein 
einziger Zeitpunkt getreten. Der Hebeſatz mußte 89 
Abſatz 2 Satz 1 der Einführungsverordnung gemäß ohne 
Rückſicht auf ſeine Höhe ſpäteſtens am 20. Mär z 
1940 feſtgeſetzt werden. 

Die Feſtſetzung der Hebeſätze obliegt nach dem Bürger- 
ſteuergeſetz den Gemeinden. § 9 Abſatz 2 Satz 2 der Ein- 
führungsverordnung weicht auch in dieſem Punkt von den 
allgemeinen Vorſchriften infofern ab, als der Hebeſatz zwar 
in Stadtkreiſen vom Oberbürgermeiſter, 
im übrigen aber vom Landrat für die Ge⸗ 
meinden ſeines Bezirks feſtgeſetzt wird. Dieſe Ab⸗ 
weichung war erforderlich, weil ſonſt die friſtgemäße Feſt⸗ 
ſetzung der Hebeſätze nicht gewährleiſtet geweſen wäre. 

Die Feſtſetzung des Hebeſatzes bedarf der Genehmi⸗ 
gung des Regierungspräſidenten, wenn der 
Hebeſatz in kreisangehörigen Gemeinden 500 v. H. und in 
Stadtkreiſen 600 v. H. überſchreitet. Hinweis auf § 9 Ab- 
ſatz 3 der Einführungsverordnung. 


12. Erhebungszeitraum für 1940 


Die Bürgerſteuer wird regelmäßig für das Kalen⸗ 
derjahr (Erhebungsjahr) erhoben. Hinweis auf 
§ 12 Abſatz 1 BStG. In den eingegliederten Oſtgebieten 
wird die Bürgerſteuer für 1940 ausnahmsweiſe nur zu 
drei Vierteln des Jahresbetrags, und zwar 
für die Zeit vom 1. April 1940 bis 31. Dezember 1940 (Er⸗ 
hebungs zeitraum) erhoben. Hinweis auf Ab— 
ſchnitt 4. 

Veiſpiel: 
Einkommen eines zur Einkommenſteuer vera: 

lagten Steuerpflichtigen im Kalenderjahr 1938 

(Bemeſſungsjahr) Ln en,! 

in Reichsmark umgerechnet 
abgerundet 


16 598 Zloty, 
8 299 RM, 
8 250 RM, 


Mittelbetrag der deutſchen Einkommenſteuer— 

Fadens een e er ee ee NM, 
Aermeßbetrag m ends ge e e 12 RM. 
Jahresbetrag der Vürgerjteuer bei einem Hebe— 

i eee 36 RM, 
zu erhebender Betrag (drei Viertel für die Zeit 

vom 1. April bis 31. Dezember 1940) 27 RM. 


13. Erhebung der Bürgerſteuer 


Das Bürgerſteuergeſetz ſieht, ſoweit das Einkom: 
men die Veſteuerungsgrundlage bildet, grundſätzlich zwei 
verſchiedene Formen für die Erhebung der Bürger: 
ſteuer vor: die Anforderung der Bürgerſteuer auf der 
Lohnſteuerkarte und die Anforderung der Bürger⸗ 
ſteuer durch Steuerbeſcheid. Beide Erhebungs⸗ 
formen können unter Umſtänden nebeneinander an- 
gewendet werden. Wegen der Regelung im einzelnen Hin⸗ 
weis auf § 13 Abſatz 1 BStöG. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat es im Abſchnitt 7 
Buchſtabe b ſeines Runderlaſſes vom 10. Februar 1940 
(RER 1910 S. 265) den Oberfinanzpräſidenten in den ein- 
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gegliederten Oſtgebieten freigeſtellt, ob ſie für ihre Ober— 
finanzbezirke die Ausſchreibung von Lohnſteuerkarten für 
1940 anordnen wollen. Auch ſoweit einzelne Oberſinanz⸗ 
präſidenten von dieſer Ermächtigung Gebrauch gemachk 
haben, konnte die Bürgerſteuer auf den Lohnſteuerkarten 
nicht angefordert werden, weil ſonſt die Aushändigung der 
Karten an die Arbeitnehmer auf Wochen hinaus verzögert 
worden wäre. Die Einführungsverordnung ſieht deshalb 
vor, daß an die Stelle der Anforderung der Bürgerſteuer 
auf der Lohnſteuerkarte die Anforderung durch einen 
beſonderen Beſcheid (Einbehaltungsbe⸗ 
ſcheid) tritt. Die Einbehaltung der Bürgerſtener durch 
Steuerabzug iſt dadurch in jedem Fall ſichergeſtellt. 8 10 
Abſätze 2 und 3 der Einführungsverordnung beſtimmen da- 
zu das folgende: 


„Der Arbeitnehmer hat den Einbehaltungsbeſcheid 
dem Arbeitgeber ſpäteſtens vor der erſten Lohnzahlung 
nach dem 1. April 1940 oder bei Beginn des Dienſtver⸗ 
hältniſſes vorzulegen. Der Arbeitgeber hat den Einbe⸗ 
haltungsbeſcheid während der Dauer des Dienſtverhält⸗ 
niſſes aufzubewahren, und zwar mindeſtens bis zu dem 
Zeitpunkt, bis zu dem dem Arbeitnehmer aus dem 
Dienſtverhältnis Arbeitslohn zufließt. Das gilt auch 
dann, wenn der Arbeitnehmer vor der Beendigung des 
Dienſtverhältniſſes keinen Dienſt mehr leiſtet. Macht der 
Arbeitnehmer glaubhaft, daß er den Einbehaltungsbe⸗ 
ſcheid benötigt, jo hat der Arbeitgeber ihm den Einbehal⸗ 
tungsbeſcheid vorübergehend auszuhändigen. Nach 
Beendigung des Erhebungsjahrs oder bei Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes hat der Arbeitgeber den Einbe⸗ 
haltungsbeſcheid dem Arbeitnehmer zurückzugeben, wenn 
nicht ein anderes Verfahren vorgeſchrieben wird. 

Legt der Arbeitnehmer ſeinem Arbeitgeber den Ein- 
behaltungsbeſcheid vor der erſten Lohnzahlung nach dem 
1. April 1940 oder bei Beginn des Dienſtverhältniſſes 
nicht vor, ſo hat der Arbeitgeber bei Lohnzahlungen vor 
dem 1. Juli 1940 eins vom Hundert, bei Lohnzahlungen 
nach dem 30. Juni 1940 drei vom Hundert des Arbeits⸗ 
lohns bei jeder Lohnzahlung als Bürgerſtener einzude⸗ 
halten. Das gleiche gilt, wenn der Arbeitnehmer die 
Rückgabe des Einbehaltungsbeſcheids, der ihm von 
ſeinem Arbeitgeber vorübergehend ausgehändigt worden 
iſt, verzögert. Die Teilbeträge der Bürgerſteuer, die 
nach den Vorſchriften in den Sätzen 1 und 2 berechnet 
und einbehalten worden ſind, hat der Arbeitgeber an die 
Gemeindekaſſe der Betriebſtättengemeinde oder an die 
Kaſſe der Dienſtſtelle abzuführen, die die Bürgerſteuer 
dieſer Gemeinde verwaltet.“ 


Die gemäß Abſatz 3 Sätze 1 und 2 ordnungsmäßig 
einbehaltenen Bürgerſteuerteilbeträge ſtellen endgültige 
Steuerbeträge dar. Es findet deshalb, wenn dieſe Steuer 
beträge größer oder kleiner als die nach dem Einbe⸗ 
haltungsbeſcheid einzubehaltenden Bürgerſteuerteil⸗ 
beträge ſind, eine Verrechnung mit den Beträgen, die na ch 
Vorlage des Einbehaltungsbeſcheids einzubehalten und 
abzuführen ſind, nicht ſtatt. 

Bei den Steuerpflichtigen, die am 10. Oktober 1939 im 
anderen Reichsgebiet ihren Wohnſitz (gewöhnlichen Aufent⸗ 
halt) hatten. iſt für das erſte Kalenderbierteljahr 
1940 Bürgerſteuer im Abzugsverfahren nicht einzube⸗ 
halten, weil dieſes Verfahren in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten erſt zum 1. April 1940 eingeführt worden iſt. 
Für die Zeit ab 1. April 1940 hat der Arbeitgeber bei 
Steuerpflichtigen, die ihm eine von einer Gemeinde 
außerhalb der eingegliederten Oſtgebiete ausgeſtellte 
Lohnſteuerkarte vorlegen, auf der Bürgerſteuer angefordert 
iſt, den Steuerabzug vorzunehmen. Die vierte Seite 
der Lohnſteuerkarte tritt injoweit an die 
Stelle des Einbehaltungsbeſcheids. 

Die durch Einbehaltungsbeſcheid (durd) 
Lohnſteuerkarte) angeforderte Bürgerſteuer für 1910 
wird fällig: 

1. bei Lohnzahlungszeiträumenbis zu einer 

Woche in achtzehn Teilbeträgen, jeweils am 10. und 24. 
der Monate April bis Dezember 19 10, 
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2. bei Lohnzahlungszeiträumen von mehr 
als einer Woche in neun Teilbeträgen, jeweils am 
10. der Monate April bis Dezember 1940. 


Die durch Steuerbeſcheid angeforderte 
Bürgerſteuer für 1940 wird jeweils am 10. der Monate 
Mat, Auguſt und November 1940 fällig. Sie wird in 
Höhe des vollen Betrags am 10. Mai 1940 fällig, wenn 
dieſer fünf RM nicht überſteigt. 

Soll die Bürgerſteuer bei Arbeitnehmern durch Steuer⸗ 
abzug erhoben werden, fo muß der Hebeſatz ſpäteſtens 
am 21. Oktober des Stichtagsjahrs feſtgeſetzt 
werden. Hinweis auf § 13 Abſatz 3 Ziffer 1 und § 23 Ab⸗ 
ſatz 5 BSG. Die Abkürzung der Friſten, die § 12 Abjak 2 
BSG für die Feſtſetzung des Hebeſatzes vorſieht (Hinweis 
auf Abſchnitt 11), iſt erforderlich, um die ordnungsmäßige 
Ausſchreibung und die rechtzeitige Aushändigung der Lohn⸗ 
ſteuerkarten an die Arbeitnehmer vor dem Beginn des Er⸗ 
hebungsjahrs ſicherzuſtellen. 

Für die eingegliederten Oſtgebiete gilt bei der Bürger- 
ſteuer für 1940 auch in dieſer Hinſicht eine Sonderregelung. 
Ber Arbeitnehmern iſt eine Anforderung der Bürgerſteuer 
durch Einbehaltungsbeſcheid nur inſoweit zuläſſig, als es 
ſich um die Erhebung der Bürgerſteuer handelt, die ſpä⸗ 
teſtens am 20. März 1940 beſchloſſen worden iſt. Wird 
der Hebeſatz der Bürgerſteuer nach dieſem Zeitpunkt er⸗ 
höht, fo iſt die erhöhte Bürgerſteuer von allen Steuer⸗ 
pflichtigen durch Steuerbeſcheid zu erheben. Hin⸗ 
weis auf § 10 Abſatz 4 der Einführungsverordnung. 
yore en 

Die Stadtgemeinde A hat am 20. März 1940 den Hebeſatz 
für die Bürgerſteuer 1940 auf 300 v. H. feſtgeſetzt. Wird die 
Nachtragshaushaltsſatzung über die Feſtſetzung des neuen 
Hebeſatzes am 15. Juni 1940 bekanntgemacht, fo darf der Hebe⸗ 
ſatz § 12 Abſatz 3 BStc gemäß höchſtens um ſechs Zwölftel, 
alſo von 300 v. H. auf 450 v. H., erhöht werden. Die Bürger⸗ 
ſteuer in Höhe bon 150 v. H. der Steuermeßbeträge (das it 
der Unterſchied zwiſchen den Hebeſätzen von 450 v. H. und 
300 v. H.) iſt auch gegenüber Arbeitnehmern auf Grund eines 
Steuerbeſcheids zu erheben. 


14. Freigrenze 


Der einzelne Teilbetrag der Bürgerſteuer iſt § 15 Ab⸗ 
ſatz 1 Ziffer 1 DSG gemäß nicht zu erheben, wenn der 
Geſamtbetrag der Einkünfte des Steuerpflichtigen nach den 
Verhältuniſſen am Fälligkeitstag vorausſichtlich die Frei⸗ 
grenze (Hinweis auf 8 16 BSG) nicht überſchreitet. Die 
Vorſchriften über die Freigrenze im § 16 Abſätze 1 bis 3 
BSG ſind, ſoweit danach die Höhe der Freigrenze von den 
Richtſätzen der allgemeinen Fürſorge abhängig iſt, für die 
Bürgerſtener 1940 in den eingegliederten Oſtgebieten nicht 
anzuwenden. Es gilt deshalb als Freigrenze bei der Bürger⸗ 
ſteuer, die von den Gemeinden in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten erhoben wird, ohne Rückſicht auf den 
Familienſtand der Stenerpflichtigen ein einheit⸗ 
licher Jahresbetrag von 400 RM. Der Mo⸗ 
natsbetrag der Freigrenze beträgt ein Zwölftel des 


Jahresbetrags (33,35 RM), der Wochen betrag ſieben 
Dreißigſtel des Monatsbetrags (7,80 RM). Das gilt auch 
für die Freigrenze bei der Bürgerſteuer vom Arbeitslohn. 
Hinweis auf $ 26 BStG. 


15. Steuerermäßigungen 


Die Bürgerſteuer iſt § 17 Abſatz 1 BSG gemäß auf 
Autrag in den drei folgenden Fällen zu ermäßigen: 


1. wenn in dem Einkommen außerordentliche Einkünfte 
enthalten ſind, die nach den ermäßigten Sätzen des § 34 
des Einkommenſteuergeſetzes zur Einkommenſteuer her⸗ 
angezogen worden find; 

2. wenn das mutmaßliche Einkommen des Steuerpflichtigen 
im Erhebungsjahr gegenüber dem Einkommen im Be⸗ 
meſſungsjahr um mehr als 30 v. H. zurückbleibt; 

3. wenn einem kriegsbeſchädigten Arbeitnehmer oder einer 
gleichgeſtellten Perſon für das Bemeſſungsjahr bei der 
Lohnſteuer ein ſteuerfreier Betrag gewährt worden iſt. 


Die Ermäßigungsvorſchrift der Ziffer 2 gilt auch 
in den eingegliederten Oſtgebieten. Die Er⸗ 
mäßigungsvorſchriften der Ziffern Lund 3 bauen ſich 
auf den Vorſchriften des deutſchen Einkommenſteuer⸗ 
rechts auf. Sie ſind deshalb bei der Erhebung der Bürger⸗ 
ſteuer 1940 inden eingegliederten Oſtgebieten 
nicht anzuwenden. Hinweis auf S 11 Satz 1 der 
Einführungsverordnung. 

Die drei Ermäßigungsvorſchriften gelten aber unein⸗ 
geſchränkt für die Steuerpflichtigen, die nach dem 31. De⸗ 
zember 1938 und vor dem 23. Dezember 1939 aus dem 
anderen Reichsgebiet (mit Ausnahme des Protektorats 
Böhmen und Mähren) in die eingegliederten Oſtgebiete zu⸗ 
gezogen find. Hinweis auf § 11 Satz 2 der Einführungs⸗ 
verordnung. 


16. Verwaltung der Bürgerſteuer 


Die Bürgerſteuer wird nach dem Bürgerſteuergeſetz 
von den Gemeinden verwaltet. Hinweis auf § 11 Ab⸗ 
ſatz ! Satz BSG. Der organiſatoriſche Aufbau der Ge⸗ 
meindeverwaltungen iſt aber in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten noch nicht ſo weit durchgeführt, daß ſchon jetzt alle, 
insbeſondere die ländlichen Gemeinden die Bürgerſteuer 
verwalten können. Dieſer Umſtand war für die Schaffung 
der Vorſchrift im 8 8 der Einführungsverordnung maß⸗ 
gebend. Der Reichsminiſter des Innern kann danach im 
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen be⸗ 
ſtimmen, daß die Bürgerſteuer don einer anderen 
Dienſtſtelle als von der hebeberechtigten Gemeinde ver⸗ 
waltet wird. rt 

Iſt eine ſolche übertragung der Verwalkungsgeſchäfte 
vorgenommen worden, ſo tritt die andere Dienſtſtelle i m 
Rechtsmittelverfahren an die Stelle des Bürger⸗ 
meiſters und für die Durchführung des Strafverfah- 
rens an die Stelle des Finanzamts. Hinwefs auf die SS 12 
und 13 der Einführungsverordnung. 


Vermögensgrenzen in der Vermögensbesteuerung 


Von Steueramtmann Seide/, Berlin, Reichsfinanzministerium 


hal 


1. Einführung, 

2. Vermögenserklärung, 

3. Kleinbetragsgrenzen und Abrundungsgrenzen, 
J. Vermögensgrenzen beim Betriebsvermögen, 


5. Vermögensgrenzen beim Sonſtigen Vermögen, 

6. Steuerpflichtiges Vermögen, Mindeſtbeſteuerung und Veſteue⸗ 
rungsgrenze, 

7 19 1 bei der Wertforlſchreibung und bei der Neuveran⸗ 
agung. 


1. Einführung 

Das Reichsbewertungsgeſetz, das Ver⸗ 
mögenſtenergeſetz, die Purchführungsver-⸗ 
ordnungen zu dieſen Geſetzen, die Aufbringungs⸗ 
umlage- Verordnung und die Vermögen⸗ 
ſteu er Richtlinjen enthalten verſchiedene Vorſchrif⸗ 


ten, in denen Vermögensgrenzen von beſon⸗ 
derer Bedeutung find. Vermögensgrenzen ſind al 
beachten bei der Pflicht zur Abgabe der Ver 
mögenserklärung, bei der Feſtſtellung und bet 
der Zerlegung von Einheitswerten, bei der 
Abrundung von Vermögenswerten, bei der 
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Bewertung des Betriebsvermögens und des 
Sonſtigen Vermögens, bei der Heranziehung 
des Vermögens zur Vermögenſtener und zur Auf 
bringungsumlage, bei der Wertfortſchrei— 
bung der Einheitswerte und bei der Neuver— 
anlagung zur Vermögenſteuer oder zur Auf⸗ 
bringungsumlage. Dieſe Grenzen find in den fol— 
genden Abſchnitten behandelt. 


2. Vermögeuserklärung 


Es iſt eine Vermögenserklärung nach vor⸗ 
geſchriebenem Muſter für die Zwecke der Einheits⸗ 
bewertung, der Vermögenſtener und der Auf⸗ 
bringungsumlage abzugeben. § 12 der Durchfüh- 
rungsverordnung zum Vermögenſteuergeſetz (VSt) und 
$ 15 der Aufbringungsumlage⸗Verordnung (Aufbr) be⸗ 
ſtimmen, von welchen Vermögensgrenzen ab die Steuer⸗ 
pflichtigen zur Abgabe der Vermögenserklärung ohne beſon⸗ 
dere Aufforderung verpflichtet ſind. 

Es haben die folgenden unbeſchränkt. vermögen⸗ 
ſteuerpflichtigen natürlichen Perſonen eine Ver⸗ 
mögenserklärung über ihr Geſamtvermögen abzu— 
geben: 


1. Verheiratete oder Verwitwete (mit Ausnahme 
der unter e Genannten), 
wenn ihr Geſamtvermögen 20 00 0 RM eüberſteigt; 
2. Ledige (mit Ausnahme der unter e Genannten), 
wenn ihr Geſamtvermögen 10 000 AM überſteigt; 
3. Juden und mit Jüdinnen Verheiratete, 
wenn ihr Geſamtvermögen 5 000 R M überſteigt. 


Es iſt nicht nur das Vermögen des Steuerpflichtigen ſelbſt, 
ſondern auch das Vermögen ſeiner Ehefrau, ſeiner 
minderjährigen Kinder und anderer min⸗ 
derjährigen Angehörigen, mit denen er zu⸗ 
ſammen zu veranlagen iſt, mit zu berückſichtigen. Die 
Vermögensgrenzen ſtimmen bei kinderlos Verheirateten 
und bei Ledigen im allgemeinen mit den Beträgen itberein, 
die ſich für die einzelnen Steuerpflichtigen durch die Frei⸗ 
beträge (8 5 VSt) praktiſch als Beſteuerungsgrenze er— 
geben. Juden erhalten keine Freibeträge. Sie brauchen 
jedoch im allgemeinen eine Vermögenserklärung nur abzu⸗ 
geben, wenn ihr Geſamtvermögen 5000 RM überſteigt. 
Es beſteht für fie keine Beſteuerungsgrenze. Die Ab⸗ 
rundungsvorſchriften (Abſchnitt 3) führen aber dazu, daß 
ein Vermögen von 500 RM ſteuerfrei bleibt. Das Finanz⸗ 
amt hat Juden, von denen ihm bekannt iſt, daß ihr Ver⸗ 
mögen 500 RM übersteigt, zur Vermögenſteuer heranzu— 
ziehen (Abſchnitt 65 Abſatz 3 VSt). 

Die unbeſchränkt vermögenſteuerpflichtigen Er- 
werbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, 
Verſicherungsvereine auf Gegenſeitig⸗ 
keit, ſonſtigen juriſtiſchen Perſonen des 
privaten Rechts, nicht rechtsfähigen Ver⸗ 
eine, Anſtalten, Stiftungen und anderen 
Zweckvermögen, außerdem die Kreditan ſtalten 
des öffentlichen Rechts haben eine Vermögens⸗ 
erklärung abzugeben, wenn ihr Geſamtvermögen 
10 000 RM überfteiat. 

Die gleiche Vermögensgrenze gilt für Offene 
Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften und ähnliche Geſellſchaften, bei denen 
die Geſellſchafter als Unternehmer oder Mitunternehmer 
anzuſehen ſind und die ihre Geſchäftsleitung oder ihren Sitz 
im Inland haben. 

Eine Vermögensgrenze beſteht nicht für die unbe» 
ſchränkt vermögenſtenerpflichtigen Aktien geſell⸗ 
ſchaften, Kommanditgeſellſchaften a uf 
Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung, Kolonialgeſellſchaften und berg— 
rechtlichen Gewerkſchaften. Dieſe Kapital- 
geſellſchaften haben eine Vermögenserklärung über 
ihr Geſamtvermögen ohne Rückſicht auf die 
Höhe dieſes Vermögens abzugeben. 
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Eine Vermögensgrenze beſteht auch nicht für alle 
beſchränkt Vermögenſtenerpflichtigen. Sie 
haben eine Vermögenserklärung über ihr Inlandsver— 
mögen ohne Rückſicht auf die Höhe dieſes Ver— 
mögens abzugeben. 

Körperſchaften, Stiftungen und An⸗ 
ſtalten des öffentlichen Rechts — außer den oben 
bezeichneten Kreditanſtalten des öffentlichen Rechts — ſind 
nicht vermögenſteuerpflichtig. Sie unterliegen aber mit 
ihren werbenden Betrieben der Aufbrin⸗ 
gungsumlage. Sie haben für jeden einzelnen 
ihrer werbenden Betriebe eine Vermögenserklärung abzu⸗ 
geben, wenn deſſen aufbringungspflichtiger 
Vermögenswert 500 000 RM überjteigt. 


3. Kleinbetragsgrenzen und Abrundungsgrenzen 

Die Feſtſtellung eines Einheitswerts für 
Grundbeſitz und für Gewerbeberechtigungen 
unterbleibt 92 RBew Doe gemäß, wenn der abge⸗ 
rundete Einheitswert nicht mehr als 50 AM be 
tragen würde. 

Beiſpiel: 

Der Wert einer kleinen Grundſtücksfläche iſt 53 RM. Nach 
der Abrundung würde ſich ein Einheitswert von nicht mehr 
als 50 Re ergeben. Die Feſtſtellung des Einheitswerts 
unterbleibt. 

Eine Kleinbetragsgrenze beſteht nicht für gewerb- 
liche Betriebe. Es iſt für ſie unter Umſtänden auch ein 
Minusvermögen feſtzuſtellen. Die Feſtſtellung eines Ein⸗ 
heitswerts für einen gewerblichen Betrieb kann unter⸗ 
bleiben, wenn der Einheitswert weder für die Ver⸗ 
mögenſteuer noch für die Gewerbeſteuer ge⸗ 
braucht wird. Wegen der Grenzen des ſteuerpflichtigen Ver⸗ 
mögens bei der Vermögenſteuer Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 6. Ein Steuermeßbetrag für die Zwecke der Ge⸗ 
werbeſteuer wird nicht feſtgeſetzt, wenn das Ge⸗ 
werbekapital (Einheitswert nach Zurechnungen und 
nach Kürzungen) wenigerals 3 000 R M beträgt (8 13 
Abſatz 3 GewStG). 

Deifptel: 

Das Vermögen eines verheirateten Spielwarenherſtellers 
ſetzt ſich aus einem Mietwohngrundſtück mit einem Einheits⸗ 
wert von 19000 RM und dem Spielwarenbetrieb mit einem 
Wert von 1500 MM zuſammen. Das abgerundete Geſamt⸗ 
vermögen des Steuerpflichtigen würde 20 000 RM betragen. 
Es ſtehen ihm 20 000 NM Freibeträge zu. Er iſt nicht ver⸗ 
mögeuſteuerpflichtig. Der Wert ſeines Betriebs mit 1500 R. 
unterliegt auch nicht der Gewerbeſteuer. Es braucht für das 
Velriebspermögen ein Einheitswert nicht feſtgeſtellt zu werden. 


Die Zerlegung der Einheitswerte für 
Grundbeſitz, der ſich über mehrere inländiſche Gemein⸗ 
den erſtreckt, unterbleibt 8882 und 84 RBew ' gemäß, 
wenn der Einheitswert den Betrag von 200 RM nicht 
überſteigt. Er iſt der Gemeinde zuzurechnen, in der ſich 
der wertvollſte Teil des Grundbeſitzes befindet. 141 

Überſteigt der Einheitswert zwar den Vetrag von 
200 RM, würde aber einer Gemeinde ein Teilbetrag 
zuzuweiſen ſein, der nicht mehr als 200 RM beträgt, 
ſo iſt dieſer Teilbetrag bei Grundſtücken der Ge⸗ 
meinde zuzurechnen, in der ſich der wertbollſte Teil des 
Grundbeſitzes befindet. Bei land- und forſtwirt— 
ſchaftlichen Betrieben iſt der Teilbetrag der 
Gemeinde zuzurechnen, in der ſich die Wohn- und Wirt⸗ 
ſchaftsgebäude befinden, oder, wenn dieſe in mehreren 
Gemeinden liegen, in der ſich der wertvollſte Teil des Ge— 
bäudebeſtands befindet. 

Die Oberfinanzpräſidenten können für ihre Bezirke die 
Kleinbetragsgrenze für die Zerlegung der Einheitswerte er- 
höhen. Sie haben das zum Teil bei der Einheitsbewertung 
auf den J. Januar 1935 getan (Hinweis auf die Verordnun— 
gen verſchiedener Oberfinanzpräſidenten, abgedruckt im 
Reichsftenerbfatt 1935 Seiten 901 und 902). 

Die Grenzen, die bei der Abrundung von Ver- 
mögenswerten zu beachten find, find im § 25 RBewc, im 84 
Abſatz 2 VSt und im §8 AufbrW enthalten. Es find danach 


abzurunden: 
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auf volle 10 RM — Beträge bis 5 RM nach unten, 
Beträge über 5 RM nach oben — 
die Einheitswerte bis 5000 RM; 
auf volle 100 RM — Beträge bis 50. RM nach unten, 
Beträge über 50 RM nach oben — 
die Einheitswerte über 5000 RM; 
auf volle 1000 RM — Beträge bis 500 RM nach 
unten, Beträge über 500 R nach oben — 
das Geſamtvermögen und das Inlands⸗ 
mögen „bei der Vermögenſteuer und der auf⸗ 
bringungspflichtige Vermögenswert 
bei der Aufbringungsumlage. 
Veiſpiele: 
Es ſind abzurunden: 
bei der Ginheitsbewertung 2535 RM auf 2530 Re, 
4987 NM auf 4990 RM, 87635 RM auf 87 600 Re, 
128652 RM auf 123 700 RM; 
bei der Vermögenſteuer und bei der Aufbrin⸗ 
gungsum lage 555 406 RM auf 555 000 RM, 1346 545 Rache 
auf 1347 000 RM. 


a 


b 


— 


4. Vermögensgrenuzen beim Betriebsvermögen 


Eine bewegliche Vermögeusgrenze in Höhe von 25 v. H. 
beſteht bei der Vergünſtigung für Schachtel⸗ 
gefellihaften und beim Paketzuſchlag. 

Eine Schachtelbeteiligung gehört 8 60 RBewch gemäß 
nicht zum gewerblichen Betrieb, wenn eine 
inländiſche Kapitalgeſellſchaft mindeſtens 
z u 25 b. H. unmittelbar an dem Grundkapital, dem 
Stammkapital oder dem Vermögen einer 
anderen inländiſchen Kapitalgeſellſchaft be 
teiligt iſt. 

Der Beſitz einer Anzahl von Anteilen an einer Geſell⸗ 
ſchaft — ein ſogenanntes Aktienpaket — kann für 
einen Steuerpflichtigen einen höheren Wert haben, als den 
Wert, der ſich aus der Summe der Werte der einzelnen An⸗ 
teile ergibt. Der Mehrwert iſt 8 13 Abſatz 3 RVBews gemäß 
dadurch zu erfaſſen, daß ſtatt des Werts der einzelnen An⸗ 
teile der gemeine Wert der ganzen Beteiligung 
angeſetzt wird. Der „Paketzuſchlag“ iſt Abſchnitt 41 
Abſatz 2 VSt gemäß in der Regel berechtigt, wenn der 
pete BEDNOL mehr als 25 v. H. aller Anteile 
eſitzt. 

Es find §8 Ba RBew D gemäß bei beſtimmten Ge; 
noſſenſchaften außer den Schulden auch die Ge⸗ 
ſchäftsguthaben der Genoſſen abzuziehen. 
Es gehören zu den bogünſtigten Genoſſenſchaften die 
Warengenoſſenſchaften, deren Rohvermögen 
nichtmehr als 300 000 RM beträgt. 


5. Vermögensgrenzen beim Sonſtigen Vermögen 
1 


Die Vermögensgrenzen haben beſondere Bedeutung 
beim Sonſtigen Vermögen. Verſchiedene Wirtſchaftsgüter 
gehören 867 RBewéß gemäß erſt dann zum Sonſtigen 
Vermögen, wenn ihr Wert beſtimmte Ver— 
mögensgrenzen überſteigt. Andere Wirtſchafts⸗ 
Hüter werden ohne Rückſicht auf ihren Wert von 
der Zurechnung zum Sonſtigen Vermögen befreit. Die 

dermögensgrenzen und die Befreiungsvorſchriften gelten 
nicht, wenn die bezeichneten Wirtſchaftsgüter zum Be— 
triebsvermögen des Steuerpflichtigen gehören. 

Spareinlagen, Anſprüche aus Bauſpar⸗ 
berträgen, Bankguthaben, Poſtſcheckgut⸗ 
haben, ſonſtige laufende Guthaben und 
Zahlungsmittel, die auf Reichsmark lauten, gehören 
867 Ziffer 2 RBewcß gemäß bei natürlichen Perſonen 
nur inſoweit zum Sonſtigen Vermögen, als ſie ins- 
geſamt 1000 RMüberſteigen. Bei dieſen Wirt⸗ 
ſchaftsgütern des Sonſtigen Vermögens ſind demgemäß 
ſtets 1000 RM außer Betracht zu laſſen. 

VBeiſpiel: 
Die Spareinlagen eines Privatntanns betragen insgeſamt 
6 000 RM. Er bejibt weiteres Sonſtiges Vermögen nicht. Die 
Spareinlagen find nur mit 5000 che als Sonſtiges Vermögen 
anzuſetzen. 


4. Mai 1940 S. 211 


Anſprüche aus Lebensverſicherungen 
und Kapitalverſicherungen, die noch nicht fällig 
ſind, und Rentenverſicherungen, aus denen der 
Berechtigte noch nicht in den Rentenbezug eingetreten iſt, 
gehören 867 Ziffer 6RBewcßh gemäß zum Sonſtigen Ver⸗ 
mögen, wenn ihr Wert insgeſamt 5 000 RM 
überſteigt. Es find unter Wert entweder zwei 
Drittel der eingezahlten Prämien oder Kapi⸗ 
talbeiträge oder der Rückkaufswert zu verſtehen. 
Hinweis auf 8 14 Abſatz 4 RBewG und 873 RBew DV. 
Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger hat für ſich eine Lebensberſicherung 
über 9000 RM Verſicherungsſumme und für ſeine minder⸗ 
jährige Tochter eine Ausſteuerverſicherung über 3000 RM 
Verſicherungsſumme bei einem inländiſchen Verſicherungs⸗ 
unternehmen abgeſchloſſen. Zwei Drittel der eingezahlten 
Prämien betragen für beide Berfiherungen zuſammen 
4550 RM. Die Verſicherungsauſprüche gehören nicht zum 
Sonſtigen Vermögen. Sie ſind bermögenſteuerfrei. 


Die Renten verſicherungen, die mit Rückſicht auf 

ein. Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis abgce⸗ 

ſchloſſen worden find, gehören ohne Rückſicht auf 
ihren Wert in der Regel nicht zum Sonſtigen Ver⸗ 
mögen. 

Wirtſchaftsgüter, die einem land- und 
forſtwirtſchaftlichen Betrieb oder einem ge⸗ 
werblichen Betrieb zu dienen beſtimmt ſind, die aber 
an dem für die Veranlagung zur Vermögenſteuer maßgeben— 
den Zeitpunkt einem Betrjeb des Eigentümers 
nicht dienen, gehören §67 Ziffer 8 RBewcß gemäß zum 
Sonſtigen Vermögen, wenn ihr gemeiner Wert ins⸗ 
geſamt 1000 RMüberſteigt. 

Beiſpiele: 

A. Der gemeine Wert der Inſtrumente eines Arztes, der nicht 
mehr praktiziert, beträgt 900 RM. Die Inſtrumente gehören 
nicht zum Sonſtigen Vermögen. 

B. Der gemeine Wert des landwirtſchaftlichen Inventars eines 
Gutspächters, der ſeine Pachtung aufgegeben hat, beträgt 
5 000 RM. Das Inventar gehört mit dem bollen Wert von 
5000 RM zum Sonſtigen Vermögen. 


Gegenſtände ausedlem Metall, Schmuck- 
gegenſtände und Luyusgegenſtände gehören 
§67 Ziffer 10 b RBewß gemäß zum Sonſtigen Vermögen, 
wenn ihr gemeiner Wert insgeſamt 10 000 RM 
überfteigt. Für un bearbeitete Edelmetalle, 
Edelſteine und Perlen beſteht im Gegenſatz zu den 
Gegenſtänden aus edlem Metall und den 
Schmuchgegenſtänden keine Wertgrenze. Sie 
gehören § 67 Ziffer I RBewcßh gemäß ohne Rückſicht 
auf ihren Wert zum Sonſtigen Vermögen. 

Luxusgegenſtände, die zur Wohnungs- 
ausſtattung des Steuerpflichtigen gehören (3. B. Tep⸗ 
viche und Vaſen) gehören ohne Rückſicht auf ihren 
Wert nicht zum Sonſtigen Vermögen. Gegenſtände 
aus edlem Metall oder Schmuckgegenſtände, 
die zur Wohnungsausſtattung des Steuerpflich⸗ 
tigen gehören (3. B. das Tafelſilber), find dagegen dem Son⸗ 
ſtigen Vermögen zuzurechnen, wenn ihr gemeiner Wert 
insgeſamt 10 000 RMüberſteigt. 

Perſonenkraftwagen, Flugzeuge, Mo⸗ 
torjachten und Segeljachten, die im Inland her⸗ 
geſtellt find, gehören 8 67 Ziffer 0 a RBewß gemäß ohne 
Rückſicht auf ihren Wert nicht zum Sonſtigen 
Vermögen. { 

Kunſtgegenſtände und Sammlungen, auch 
wenn es Gegenſtände aus edlem Metall oder 
Schmuckgegenſtände find, gehören § 67 Ziffer 11 b 
Rewc gemäß erſt dann zum Sonſtigen Vermögen, wenn 
ihr aut Wert insgeſamt 50 000 RM über- 
fteimt. 

Es gehören § 67 Ziffer 11a NN gemäß ahne 
Rückſicht auf ihren Wert nicht zum Sonſtigen 
Vermögen die Kunſtgegenſtände, die von dent⸗ 
ſchen Künſtlern geſchaffen find, die noch leben ader 
ſeit nicht mehr als fünfzehn Jahren ver⸗ 
ſtorben find. 
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Kunſtgegenſtände, die ſich noch im Eigen 
tum des Urhebers ſelbſt oder, wenn der Urheber 
verſtorben iſt, im Eigentum ſeiner Ehefrau oder 
feiner Kinder befinden, gehören § 67 Ziffer 5 RBew 
gemäß überhaupt nicht zum Sonſtigen Vermögen. Es 
kann ſich dabei um Kunſtwerke handeln, deren gemeiner 
Wert 50 000 AM überſteigt, die von nichtdeutſchen Künſt⸗ 
lern geſchaffen worden ſind und deren Urheber ſeit mehr als 
fünfzehn Jahren verſtorben iſt. 

Bewegliche Gegenſtände des Sonſtigen Ver⸗ 
mögens, deren Erhaltung wegen ihrer Bedeutung 
für die Kunſt, für die Geſchichte oder für die 
Wiſſenſchaft im öffentlichen Intereſſe liegt, 
find §S 74 RBewDV gemäß nur mit 40 v. H. des an ſich 
maßgebenden Werts anzuſetzen. Sie ſind ſogar nur mit 
20 v. H. des an ſich maßgebenden Werts anzuſetzen, wenn 
ſie in einem den Verhältniſſen entſprechenden Umfang 
zu Zwecken der Forſchung oder der Volks- 
bildung nutzbar gemacht werden. Dieſe Vorſchriften 
gelten auch für Grundſtücke, wenn die jährlichen Koſten 
in der Regel die erzielten Einnahmen oder die ſonſtigen 
Vorteile überſteigen. Es iſt dabei für den Anſatz von 
20 v. H. des an ſich maßgebenden Werts erforderlich, daß 
die Grundſtücke für Zwecke der Volkswohlfahrt 
der Allgemeinheit zur Benutzung zugäng- 
lich gemacht ſind und ihre Erhaltung im öffent⸗ 
lichen Intereſſe liegt. 


6. Steuerpflichtiges Vermögen, Mindeſtbeſteuerung und 
Beſteuerungsgrenze 


a) Vermögenſteuer 

Das Geſamtvermögen der unbeſchränkt 
Steuerpflichtigen und das Inlandsvermögen der 
beſchränkt Steuerpflichtigen iſt bei der Veranlagung 
zur Vermögenſtener mit den abgerundeten 
Werten anzuſetzen. Die Vermögenſteuer wird aber nicht 
von dieſen abgerundeten Vermögenswerten, ſondern § 8 
VSt gemäß von dem ſteuerpflichtigen Vermö⸗ 
gen (§7 StG) berechnet. 

Es gilt als ſteuerpflichtiges Vermögen bei den un⸗ 
beſchränkt ſteuerpflichtigen natürlichen Per- 
ſonen der Vermögensbetrag, der nach Abzug 
der Freibeträge ($ 5 VSt) vom Geſamtver-⸗ 
mögen verbleibt. 


Deifpiel: 

Das Geſamtpermögen eines unbeſchränkt ſteuerpflichtigen 
Familienvaters beträgt 65 000 RM. Dem Steuerpflichtigen 
ſtehen für ſich ſelbſt, für ſeine Ehefrau und für zwei Kinder 
insgeſamt 40000 RM Freibeträge zu. Das ſteuerpflichtige Ver⸗ 
mögen beträgt 25 000 RM. 


Es gilt als ſteuerpflichtiges Vermögen bei den unbe⸗ 
ſchränkt ſteuerpflichtigen Kapitalgeſellſchaften 
das Geſamtvermögen oder, wenn dieſes eine be» 
ſtimmte Grenze nicht erreicht, das Mindeſtvermög en. 
Es iſt § 6 Abſatz 1 VSt gemäß als Min deſtvermö⸗ 
gen zugrunde zu legen: 


1. bei Aktiengeſellſchaften, Kommanditge⸗ 
ſellſchaften auf Aktien, Kolonialgeſell⸗ 
ſchaften und bergrechtlichen Gewerkſchaf⸗ 
ten ein Betrag von 50 000 RM; 

2. bei Geſellſchaften mit beſchränkter Saf- 
tung ein Betrag von 20 000 RM. 


Deifpiele: 

A. Eine Aktiengeſellſchaft hat ein Geſamtvermögen von 
45 000 RM. Steuerpflichtiges Vermögen iſt das Mindeſt⸗ 
bermögen von 50 000 RM. 

B. Eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung hat 
ein Geſamtvermögen von 21000 RM. Steuerpflichtiges Ver⸗ 
mögen iſt das Geſamtvermögen von 21 000 RM. 


Ber der Beſteuerung bergrechtlicher Gewerk- 
ſchaften iſt Abſchnitt 66 Abſatz 4 VStR gemäß aus Bil⸗ 
ligkeitsgründen nur ein Betrag von 20 000 RM 
als Mindeſtvermögen zugrunde zu legen. Die Vergünſti⸗ 


Deutsche Steyer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 20. Jahrg. / Nr. 18 


4. Mai 1940 


gung gilt nicht für Gewerkſchaften, deren Kuxe fapital- 
kräftigen Steuerpflichtigen gehören und für 
Gewerkſchaften, die bergwerksfremde Geſchäfte 
betreiben (z. B. Handelsunternehmen). Die Vergünſtigung 
iſt bei dieſen Gewerkſchaften auch nicht anzuwenden, wenn 
die Gewerkſchaften unverritzte Felder haben oder wenn der 
Betrieb ſtilliegt. 
Beiſpiel: 
Eine bergrechtliche Gewerkſchaft, auf die die 
Billigkeitsregelung angewendet werden kann, hat ein Geſamt⸗ 


vermögen von 25 000 RM. Steuerpflichtiges Vermögen iſt das 
Geſamtvermögen bon 25 000 RM. 


Die Mindeſtbeſteuerung iſt auch anzuwenden, wenn 
Kapitalgeſellſchaften nur mit einem Teil ihres Ver⸗ 
mögens der Vermögenſteuer unterliegen. 


Beiſpiel: 

Eine gemeinnützige Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung unterhält einen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb, der über den Rahmen der Vermögensverwal⸗ 
tung hinausgeht. Sie iſt § 3 Abſatz 1 Ziffer 6 VSt gemäß 
mit dem wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb vermögenſteuer⸗ 
pflichtig. Die Geſellſchaft hat mindeſtens 20 000 RM aut ver⸗ 
ſteuern, wenn auch der wirtſchaftliche Geſchäftsbetrieb nur mit 
8 000 RM anzuſetzen wäre. 


Die Mindeſtbeſteuerung iſt auch auf die Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften anzuwenden, die ſich in Liquidation befinden. 
Es iſt dagegen bei Kapitalgeſellſchaften, die ſich im Kon⸗ 
kurs befinden, von der Mindeſtbeſteuerung abzuſehen (Ab- 
ſchnitt 66 Abſätze 2 und 3 BSR). 

Es gilt als ſteuerpflichtiges Vermögen bei den unbe» 
ſchränkt ſteuerpflichtigen Erwerbs- und Wirt- 
ſchaftsgenoſſenſchaften, Verſicherungs⸗ 
vereinen auf Gegenſeitigkeit, fonftigen 
juriſtiſchen Perſonen des privaten Rechts, 
nicht rechtsfähigen Vereinen, Anſtalten, 
Stiftungen und anderen Zweckvermögen und 
den Kreditanſtalten des öffentlichen Rechts 
das Geſamtvermögen, wenn es 10 000 RM 
überſteigt. Es beſteht für dieſe Körperſchaften, Per⸗ 
ſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen § 6 Abſatz 2 
VStéß gemäß eine Beſteuerungsgrenze von 
10 000 RM. 

Beiſpicle: 

X. Ein Verein hat ein Geſamtvermögen von 90000 RM. Er 
unterliegt nicht der Vermögenſteuer. 

B. Eine Genoſſeuſchaft hat ein Geſamtvermögen von 


11000 RM. Sie unterliegt mit dem vollen Betrag von 
11000 RM der Vermögenſteuer. 


Es gilt als ſteuerpflichtiges Vermögen bei den be- 
ſchränkt Steuerpflichtigen das Inlands- 
vermögen. Abſchnitt 59 VSt gemäß iſt für beſchränkt 
Steuerpflichtige eine Vermögenſteuer unter 10 RM 
nicht feſtzuſetzen. Das bedeutet, daß für die beſchränkt 
Steuerpflichtigen praktiſch eine Beſteuerungsgrenze 
von 1000 RM abgerundetes Inlandsver⸗ 
mögen beſteht. 

Beiſpiele: 

A. Das Inlandsvermögen eines beſchränkt Steuerpflichtigen be⸗ 
trägt vor der Abrundung 1500 RM. Es iſt abzurunden auf 
1000 RM. Die Vermögenſteuer (5 v. T.) würde 5 RM be⸗ 
tragen. Sie iſt nicht feſtzuſetzen. 

Das Inlandsvermögen eines beſchränkt Steuerpflichtigen be⸗ 
trägt vor der Abrundung 1510 RM. Es iſt abzurunden auf 
En RM. Die Vermögenſteuer beträgt 10 RM. Sie iſt feſt⸗ 
zuſetzen. 


0 


b) Aufbringungsumlage 

Es beſteht $ 9 AufbrV gemäß bei der Aufbringungs. 
umlage eine Beſteuerungsgrenze von 500 000 
R M. Die Aufbringungsumlage wird erhoben, wenn der 
aufbringungspflichtige Vermögenswert vor der Abrun⸗ 
dung dieſen Betrag überſteigt. Die Aufbringungsumlage 
ist von dem abgerundeten Vermögenswert zu be 
rechnen. f 
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Beiſpiel: 

Der aufbringungspflichtige Vermögenswert einer Aktien⸗ 
geſellſchaft beträgt 500 095 RM. Die Geſellſchaft iſt aufbrin⸗ 
gungspflichtig. Die Aufbringungsumlage iſt bon dem abge⸗ 
rundeten Wert von 500 000 RM zu berechnen. 

7. Grenzen bei der Wertfortſchreibung und bei der Neu- 
veranlagung 
Die Wertfortſchreibung der Einheits⸗ 
werte und die Neuveranlagung der Vermögen⸗ 
ſteuer und der Aufbringungsumlage hängen da- 
von ab, daß die Abweichung des neuen Werts von dem bis⸗ 
herigen Wert beſtimmte Grenzen überfteigt. 


a) Einheitsbewertung 

Der Einheitswert wird § 22 RBewG und $ 2a 
RBewdy gemäß neu feſtgeſtellt (Wertfort- 
ſchreibung): 


1. bei einem land- und forſtwirtſchaftlichen 
Betrieb, einem Grundſtück oder einem Be⸗ 
triebsgrundſtück, wenn der Wert, der ſich für den 
Beginn eines Kalenderjahrs ergibt, entweder um 
mehr als ein Zwanzigſtel, mindeſtens 
aber um 100 RM, oder um mehr als 100000 
R M von dem Einheitswert des letzten Feſtſtellungszeit⸗ 
punkts abweicht; 

2. bei einem gewerblichen Betrieb oder einer Ge⸗ 
werbheberechtigung, wenn der Wert, der ſich für 
den Beginn eines Kalenderjahrs ergibt, entweder 
um mehr als ein Fünftel, mindeſtens aber 
u m 1.0 0 0. RM, oder um mehrals 100 00 0 RM 
Ex 11 0 Einheitswert des letzten Feſtſtellungszeitpunkts 
abweicht. 


Für die Frage, ob der neue Wert von dem urſprüng⸗ 
lichen Einheitswert um mehr als den vorgeſchriebenen Teil 
oder um mehr als die vorgeſchriebenen Beträge abweicht, iſt 
bei dem neuen und bei dem urſprünglichen Wert von den 
abgerundeten Vermögenswerten auszugehen. 
Beiſpiele: 

A. Der Einheitswert eines laudwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebs iſt zum letzten Feſtſtellungszeitpunkt auf 8 400 RM 
feſtgeſtellt worden. Im Jahr 1940 wird eine Fläche mit einem 
Ertragswert von 480 RM zugekauft. Der Einheitswert iſt auf 
den 1. Januar 1941 fortzuſchreiben, weil die Wert⸗ 
abweichung mehr als ein Zwanzigſtel und mehr als 100 RM 
beträgt. 

Der Einheitswert eines landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebs iſt zum letzten Feſtſtellungszeitpunkt auf 24000 RWe 
feſtgeſtellt worden. Im Jahr 1940 werden Grundſtücksflächen 
mit einem Ertragswert von 3600 RM kverkauft und andere 
Grundſtücksflächen mit einem Ertragswert von 2800 RM zu⸗ 
gekauft. Zu vergleichen find 23200 AM Wert am 1. Januar 
1941 mit 24 000 RM Einheitswert vom letzten Feſtſtellungs⸗ 
zeitpunkt. Die Wertabweichung beträgt weniger als ein 
Zwanzigſtel. Eine Wertfortſchreibung iſt nicht zuläſſig. 

C. Der Einheitswert eines gewerblichen Betriebs wird 
auf den 1. Januar 1940 auf 4500 NN feſtgeſtellt. Der Wert 
des Betriebs erhöht ſich im Jahr 1940 um 950 RM. Die Wert⸗ 
abweichung beträgt zwar mehr als ein Fünftel. Sie beträgt 
aber weniger als 1000 RM. Eine Wertfortſchreibung iſt 
nicht zuläſſig. 

D. Der Einheitswert einer Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung wird auf den 1. Jauuar 1940 auf 
1550 000 AM feſtgeſtellt. Der Wert der Geſellſchaft erhöht ſich 
im Jahr 1940 auf 1 730 000 RM. Die Wertabweichung beträgt 
zwar weniger als ein Fünftel. Sie beträgt aber mehr 
als 100 000 RM. Der Einheitswert iſt auf den 1. Januar 
1941 fortzuſchreiben. 


— 


b) Vermögenſteuer 
Die Vermögenſteuer wird $ 13 VSt gemäß 
neu veranlagt Neuveranlagung), wenn: 

1. der Wert des Geſamtvermögens oder des Inlandsver⸗ 
mögens, der ſich für den Beginn eines Kalenderjahrs er- 
gibt, entweder um mehr als ein Fünftel 
oder um mehr als 100 000 R M von dem Wert 
des letzten Veranlagungszeitpunkts abweicht; 


2. nach dem letzten Veranlagungszeitpunkt Abkömm⸗ 
linge geboren ſind, für die Freibeträge zu 
gewähren ſind. 


Sind Abkömmlinge geboren, ſo wird die 
Neuveranlagung in der Weiſe durchgeführt, daß von dem 
bisherigen ſteuerpflichtigen Vermögen die 
neuen Freibeträge abgezogen werden. Wird die 
Neuveranlagung durch eine Wertabweichung begrün⸗ 
det, ſo iſt für die Frage, ob das neue Vermögen von dem 
urſprünglichen Vermögen um mehr als den fünften Teil 
oder um mehr als 100000 RM abweicht, bei dem neuen 
und bei dem urſprünglichen Vermögen von dem abge⸗ 
rundeten Vermögenswert des Geſamtvermögens oder 


des Inlandsvermögens auszugehen. Hinweis auf 8 9 
VSt Do. gr 
Die Freibeträge bleiben bei den unbeſchränkt 


ſteuerpflichtigen natürlichen Perſonen für den 
Vermögensvergleich außer Betracht. Es iſt bei dieſen 
Perſonen das neue Geſamtvermögen mit dem ur- 
ſprünglichen Geſamtvermögen zu vergleichen. 


Beiſpiel: f 

Das Geſamtbermögen eines unbeſchränkt Steuerpflichtigen 
beträgt am 1. Januar 1940 44 950 AM, abgerundet 45 000 NM. 
Dem Steuerpflichtigen ſtehen nach ſeinem Familienſtand ins⸗ 
geſamt 40 000 RM Freibeträge zu. Es verbleibt nach Abzug 
der Freibeträge für die Hauptberanlagung zur Vermögenſteuer 
auf den 1. Januar 1940 ein ſteuerpflichtiges Vermögen von 
5 000 RM. 

Am 1. Januar 1942 hat der Steuerpflichtige ein Geſamt⸗ 
vermögen von 54 250 AM, abgerundet 54000 RM. Er würde 
bei Berückſichtigung der Freibeträge nunmehr 9000 RM ſteuer⸗ 
pflichtiges Vermögen haben. 

Zu vergleichen iſt aber das neue abgerundete Geſamtver⸗ 
mögen von 54000 RM mit dem urſprünglichen abgerundeten 
Geſamtvermögen von 45000 RM. Die Abweichung beträgt 
nicht mehr als ein Fünftel und auch weniger als 
100 000 RM. Eine Neuveranlagung iſt micht zuläſſig. 


Bei den unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Kapital 
geſellſchaften iſt für den Vermögensvergleich die 
Mindeſtbeſteuerung (Abſchnitt 6) zu berückſich⸗ 
tigen. Iſt das neue oder das urſprüngliche Ge⸗ 
ſamtvermögen niedriger als das maßgebende 
Mindeſtvermögen, fo tritt für den Vermögensver⸗ 
gleich das Min deſtvermögen an die Stelle des nied- 
rigeren Geſamtvermögens. 


Veiſpiele: 

A. Das Geſamtvermögen einer Aktiengeſellſchaft beträgt 
am 1. Januar 1940 45 000 RW. Es iſt bei der Hauptveran⸗ 
lagung zur Vermögenſteuer auf den 1. Januar 1940 das 
Mindeſtvermögen von 50 000 RM anzuſetzen. Das Geſamt⸗ 
vermögen ſteigt bis 1. Jauuar 1942 auf 56000 RM. Es iſt 
das Vermögen von 56000 RM mit dem angeſetzten Mindeſt⸗ 
vermögen bon 50 000 RM zu vergleichen. Die Abweichung 
beträgt weniger als ein Fünftel und auch weniger als 
100 000 RM. Eine Neuveranlagung iſt nicht zuläſſig. 

B. Das Geſamtvermögen einer Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung beträgt am 1. Januar 1940 
15 000 RM. Es iſt bei der Hauptveranlagung zur Vermögen⸗ 
ſteuer auf den 1. Januar 1940 das Mindeſtvermögen bon 
20 000 RM anzuſetzen. Das Geſamtvermögen geht bis 
1. Januar 1941 auf 8000 RM zurück. Das Vermögen vom 
1. Januar 1941 iſt für den Vergleich mit dem Mindeſtver⸗ 
mögen von 20 000 RM anzuſetzen. Es ergibt ſich keine Ab⸗ 
weichung. Eine Neuveraulagung iſt nicht zuläſſig. 


Bei den unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Körver⸗ 
ſchaften, Perſonenvereinigungen und Ver⸗ 
mögensmaſſen, die keine Kapitalgeſellſchaften find, 
bleibt für den Vermögensvergleich die Beſteuerungs⸗ 
grenze (Abſchnitt 6) außer Betracht. Es iſt das 
neue Geſamtvermögen mit dem urſprüng⸗ 
lichen Geſamtvermögen zu vergleichen. 
Beiſpiel: 5 

Das Geſamtvermögen einer Genoſſenſchaft beträgt 
am 1. Januar 1840 8 000 RM. Die Genoſſenſchaft iſt durch 
die Beſteuerungsgrenze von 10 000 RM bei der Hauptver⸗ 
anlagung zur Vermögenſteuer auf den 1. Januar 1940 ver⸗ 
mögenſteuerfrei. Das Geſamtvermögen erhöht ſich bis 
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1. Januar 1941 auf 12 000 RM. Die Beſteuerungsgrenze 
bon 10 000 RM bleibt beim Vermögensvergleich außer Bes 
tracht. Zu vergleichen ſind die Beträge bon 12 000 RM und 
von 8 000 RM. Die Abweichung beträgt mehr als ein 
Fünftel. Es iſt auf den 1. Januar 1941 eine Neuveran⸗ 
lagung vorzunehmen. Die Genoſſenſchaft hat nunmehr 
Vermögenſteuer zu entrichten. 
Bei den beſchränkt Steuerpflichtigen iſt 
das neue Inlandsvermögen mit dem ur⸗ 
ſprünglichen Inlands vermögen zu vergleichen. 


c) Aufbringungsumlage 

Die Vorſchriften für die Neuveranlagung zur 
Vermögenſteuer find § 11 Aufbry gemäß bei der 
Neuveranlagung zur Aufbringungsumlage 
entſprechend anzuwenden. Eine Fortſchreibung des 
Einheitswerts des gewerblichen Betriebs und eine Neuver— 
anlagung zur Vermögenſteuer haben nicht ohne wei- 
teres eine Neuveranlagung zur Aufbringungsumlage zur 
Folge. Es iſt zu prüfen, ob bei der Aufbringungsumlage die 
Vorausſetzungen für eine Neuveranlagung erfüllt ſind. 

Die Aufbringungsumlage wird demgemäß neu ver⸗ 


anlagt, wenn der Wert, der der Aufbringungsumlage, 


88 6 und 7 Aufbr gemäß zugrunde zu legen iſt, zu Beginn 
eines Kalenderjahrs entweder um mehr als ein 
Fünftel oder um mehr als 100 000 RM von 
dem Wert des letzten Veranlagungszeitpunkts abweicht. 


Für die Frage, ob der neue Wert von dem urſprüng⸗ 
lichen Wert um mehr als den fünften Teil des urſprüng⸗ 
lichen Werts oder um mehr als 100 000 RM abweicht, iſt bei 
dem neuen und bei dem urſprünglichen Wert von dem ab- 
gerundeten Vermögenswert auszugehen. 


Veiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger hat zwei gewerbliche Betriebe. Die 
Einheitswerte der Betriebe auf den 1. Januar 1940 betragen 
für den Betrieb A 600 000 RM, für den Vetrieb B 200 000 RM. 
Der Steuerpflichtige iſt zum 1. Januar 1940 mit einem auf⸗ 
bringungspflichtigen Vermögenswert von 800 000 RM zur Auf- 
bringungsumlage heranzuziehen. 

Der Einheitswert des Betriebs B ift auf den 1. Januar 


1042 infolge einer Wexterhoͤhung von 50 000 RM auf 
250 000 RM fortzuſchreiben. Das Geſamtvermögen des 


Steuerpflichtigen hat ſich außer durch dieſe Werterhöhung noch 
durch einen Vermögenszugang von 60 000 RM beim Sonſtigen 
Vermögen auf 910000 RM erhöht. Es iſt für die Vermögen⸗ 
ſteuer auf den 1. Januar 1942 eine Neuveranlagung vorzu— 
nehmen. 

Für die Frage der Neuveranlagung zur Aufbringungs⸗ 
umlage iſt der neue aufbringungspflichtige Vermögenswert von 
600 000 . 250 000 = 850 000 RM mit dem urſprünglichen 
aufbringungspflichligen Vermögenswert von 800 000 RM zu 
vergleichen. Die Wertabweichung beträgt weniger als ein 
Fünftel und auch weniger als 100 000 RM. Eine Neu⸗ 
veraulagung zur Aufbringungsumlage iſt wicht zuläſſig. 


Eilldien ſt⸗ Nachricht e u 


Sonderzuwendungen zum 1. Mai 


Viele Betriebsführer haben auch in dieſem Jahr ihren Gefolg— 
ſchaftsmitgliedern zum Nationalfeiertag des Deutſchen Volkes am 
4. Mai beſondere Zuwendungen gemacht. Die Sonderzuwen— 
dungen find zum Teil als Sachleiſtungen (3. B. Verabreichung von 
Speiſen und Getränken bei Betriebsfeiern zum Genuß an Ort 
und Stelle), zum Teil als Geldzuwendungen gegeben worden. 
Für die einkommenſteuerliche (lohnſteuerliche) Behandlung der 
Sachleiſtungen gelten die Anordnungen im Abſchnitt 10 Abſatz 1 
der Lohnſteuerrichtlinien 1940. Die Sachleiſtungen ſind danach 
einkommenſteuer⸗ (lohnſteuer-) frei, wenn fie den üblichen Rahmen 
nicht überſteigen. Für die einkommenſteuerliche (lohnſteuerliche) 
Behandlung der Geldzuwendungen gilt der — zeitlich nicht be⸗ 
grenzte — Runderlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 
26. April 1939 8 2174 — 574 III (RStl 1939 S. 658). Die Geld⸗ 
zuwendungen ſind danach einkommenſteuer- (lohnſteuer⸗)frei, wenn 
ſie 3 RM nicht überſteigen. Überſteigen ſie dieſen Betrag, ſo ſind 
ſie in voller Höhe einkommenſteuer-(lohuſteuer⸗) pflichtig. SchD. 


Steuerliche Bewertung von VBermögensgegenftänden im 


Ausland 

England und Frankreich haben kurz nach Kriegsausbruch Ver⸗ 
mögensgegenſtände, die ſich im feindlichen Ausland befinden und 
Deutſchen gehören, beſchlagnahmt. Eine zutreffende Bewer- 
tung dieſer Vermögensgegenſtände iſt während des Kriegs nur 
ſchwer möglich. Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Erlaß 
von 15. April 1940, RStBl S. 441, Grundſätze für die Bewer⸗ 
tung gegeben, die zur Erleichterung der Veran- 
lagungsarbeit für den Veranlagungs zeitraum 
1939 dienen ſollen. Danach ſoll die Bewertung von Forde⸗ 
rungen gegen Feinde im Ausland nicht beanſtandet 
werden, wenn die Forderungen mit 80 v. H. des Neunwerts be⸗ 
wertet werden. Mit dieſem Abſchlag von 20 v. H. iſt aber nur 
das politifche Riſiko, das in der Beſchlagnahme liegt, abge⸗ 
golten. Der Steuerpflichtige kann über dieſen Abſchlag hinaus 
eine niedrigere Bewertung vornehmen, wenn ein beſonderes 
Kreditriſiko, z. B. infolge der bekannten oder zu vermuten⸗ 
den Zahlungsunfähigkeit des Schuldners beſteht. Außerdem 
kann auch für Zinsverluſte ein Abſchlag vom Nennwert vor⸗ 
genommen werden, wenn der in Rechnung geſtellte Preis nur die 
dem Zahlungsziel entſprechenden Zinſen enthielt, was im Ausfuhr⸗ 
handel regelmäßig der Fall war. Soweit Forderungen durch 
Kreditverſiche rungen, durch Reichsgarantien oder 
durch ſonſtige Sicherſtellungen im Inland oder im Ausland ge⸗ 
ſichert ſind oder ſoweit für dieſe Forderungen die Möglichkeit 
einer Aufrechnung beſteht, iſt ein Abſchlag wegen der Be 
ſchlagnahme nicht möglich. Der Abſchlag von 20 v. H. kaun bei 


kreditberſicherten Forderungen alſo nur von dem ſogenannten 
Selbſtbehalt des Ausführers vorgenommen werden. 

Gewerbliche Schutzrechte ſind in England großenteils 
mit Zwangslizenzen belaſtet worden. Dieſer Umſtand, der oft 
einer völligen Entwertung des Patents gleichkommt, kann bei der 
Bewertung berückſichtigt werden. Auch Betriebſtätten und 
körperliche Wirtſchaftsgüter im feindlichen Ausland 
ſind beſchlagnahmt worden. Dieſe Wirtſchaftsgüter ſind nach den 
allgemeinen Grundſätzen mit dem Teilwert zu bewerten. Die 
Höhe dieſes Teilwerts richtet ſich insbeſondere danach, in welchem 
Umfang infolge der Art des Wirtſchaftsguts eine Wertminderung 
durch die zu befürchtende unſachgemäße Behandlung des Wirt— 
ſchaftsguts eintritt. Beteiligungen an Unternehmun⸗ 
gen im feindlichen Auslaud find wie Forderungen gegen Feinde 
im Ausland zu bewerten. Iſt die Beteiligung eines Deutſchen an 
einem engliſchen oder franzöſiſchen Unternehmen über- 
r geweſen, ſo kann ein höherer Abſchlag gerechtfertigt 
ein. 

Bei der Bewertung von Forderungen gegen 
Schuldner im neutralen Ausland iſt ein eigentliches 
Kriegsriſito nicht vorhanden. Es wird ſich aber in dieſen Fällen 
oft ein erhöhtes Kreditriſiko ergeben haben. Dazu 
kommt, daß infolge der Kriegsverhältniſſe ſich in einigen Staaten 
(3. B. in den meinten ſüdamerikaniſchen Staaten) Transfer: 
ſchwierigkeiten ergeben haben. Dieſer Umſtand kann durch 
einen entſprechenden Abſchlag berückſichtigt werden. Meu. 


Kötperſchaftſteuerliche Behandlung 
ſchaften, die ſich in Konkurs befinden 


Der VI. Senat des Reichsfinanzhofs hat in der Eutſcheidung 
vom 22. Juni 1938, RStBl 1938 S. 669, ausgeſprochen, daß die 
aus einer Konkursmaſſe erzielten Einkünfte ſteuerpflichtige Ein⸗ 
künfte des Gemeinſchuldners bilden. Der I. Senat hat 
ſich dieſer Auffaſſung in der Entſcheidung vom 13. Juli 1088, 
NStBl 1938 S. 843, angeſchloſſen. Er hat dort ausgeführt, daß 
die Konkursmaſſe nicht als körperſchaftſteuer⸗ 
pflichtiges Zweckvermögen anzuſehen iſt. In der 
Enutſcheidung vom 5. März 1940 1 44/40, die demnächſt im Reichs. 
ſteuerblatt veröffentlicht wird, hat der I, Senat dieſe Recht⸗ 
ſprechung beſtätigt. Er hat ergänzend hervorgehoben, daß es 
einen Unterſchied nichl machen könne, ob der Gemeinſchuldner eine 
natürliche Perſon oder eine Körperſchaft ſei. Es gilt 
demgemäß das folgende: 

Eine in Konkurs gegangene Körperſchaft iſt auch nach der 
Eröffnung des Konkursverfahrens über ihr Vermögen mit den 
im Laufe des Konkurs verfahrens zugefloſſenen 
Einkünften ſteuerpflichtig. Für die Ermittlung des 
ſteuerpflichtigen Gewinns gelten die Grundſätze des Bilangen⸗ 


von fapilalgeſell⸗ 
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zuſammenhangs. Die Steuerbilanzen, die ben Veran⸗ 
lagungen der Körperſchaft in der Zeit vor der Konkurseröffnung 
zugrunde gelegt worden ſind, müſſen für die Dauer des Konkurs⸗ 
verfahrens fortgeführt werden. Wenn der Konkursverwalter 
Handelsbilanzen aufſtellt, die eine Durchbrechung des Bilanzen⸗ 
zuſammenhangs bedeuten, kommt den in dieſen Bilanzen ent⸗ 
haltenen Werten ſteuerlich eine verbindliche Bedeutung nicht zu. 
Dei der Veräußerung von Wirtſchaftsgütern des Anlagevermögens 
stellt der Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem Veräußerungspreis und 
dem Buchwert der veräußerten Wirtſchaftsgüter, der der letzten 
Veanlagung zugrunde gelegen hat, ſteuerpflichtigen Gewinn der 
in Konkurs befindlichen Körperſchaft dar. 

In der Entſcheidung I 44/40 hat ſich der Senat auch mit der 
Frage befaßt, welcher Beſteuerungs zeitraum in der Zeit 
nach Konkurseröffnung bei der Veranlagung der Körperſchaft zu⸗ 
grunde zu legen iſt. In der Entſcheidung vom 25. Oktober 1938, 
NSW 1939 S. 355, hatte der I. Senat die Frage, ob $ 14 K Steh 
über ſeinen Wortlaut hinaus auch im Fall der Auflöſung einer 
Kapitalgeſellſchaft durch Konkurseröffnung (8 203 Abſatz 1 Ziffer 3 
des Aktiengeſetzes, § 60 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung) nur zu einem Teil beantwortet. Er 
hatte damals nur entſchieden, daß $ 14 KStG nicht anwendbar 
fei, wenn der Konkursverwalter den Betrieb fortführe. 8 14 
Abſatz 1 RStG ſetze voraus, daß auf Grund der Auflöſung — hier 
der Konkurseröffnung — tatſächlich eine Abwicklung ſtattfinde. 
Wenn ſich eine Geſellſchaft aber auch nach ihrer Auflöſung am 
Wirtſchaftsleben beteilige und die tatſüchliche Auseinanderſetzung 
—- Verſilberung und Verteilung des Vermögens nach den Beſtim⸗ 
mungen der Konkursordnung — auf einen ſpäteren Zeitpunkt ver⸗ 
ſchiebe, beſitze die Auflöſung eine ſteuerliche Wirkung nicht. Iſt 
9 14 danach im Fall der Fortführung des Betriebs durch den Kon⸗ 
kursverwalter nicht anwendbar, muß die in Konkurs befindliche 
Körperſchaft — wie vor der Konkurseröffnung — nach ein⸗ 
jährigen Ermittlungszeiträumen weiterveranlagt 
werden. 

In der Entſcheidung I 44/40 hat der Senat die bisher offen 
gebliebene Frage, ob im Fall der Nichtfortführung 
des Betriebs durch den Konkursverwalter, insbeſondere der 
Veräußerung im ganzen, § 14 KSt anzuwenden iſt, bejaht. 
Der Senat geht davon aus, daß $ 14 KStG feinem Wort⸗ 
laut gemäß auf den Fall der Auflöſung durch Konkurs⸗ 
eröffnung nicht anwendbar wäre. $ 14 handele nur von 
Kapitalgeſellſchaften, die ihre Auflöſung beſchloſſen hätten. 
Der Wortlaut könne aber nicht entſcheiden. Im 8 14 
KSt 1934 ſei die Vorſchrift des § 18 Abſatz 1 KStG 1925 über⸗ 
nommen worden, die ſich auf alle Fälle der Auflöſung von 
Kapitalgeſellſchaften bezogen habe. Wenn durch die andere 
Faſſung im § 14 NSt& 1934 eine fachliche Anderung beabſichligt 
geweſen wäre, wäre das in der Begründung zum KStG 1934 zum 
Ausdruck gekommen. Das fei aber nicht geſchehen. Wenn das Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen im Laufe des Konkursverfahrens flüſſig gemacht 
und an die Konkursgläubiger verteilt werde, liege auch eine Ab⸗ 
wicklung im Sinn des § 14 KStG vor. Gewerbeſteuerlich 
würden die Fälle der Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften durch 
Geſellſchafterbeſchluß und durch Konkurseröffnung gleichmäßig be⸗ 
handelt. Hinweis auf § 15 Abſatz 1 und Abſatz 2 der Zweiten 
Verordnung zur Durchführung des Gewerbeſteuergeſetzes. Das 
ſpreche dafür, daß auch auf dem Gebiet des Körperſchaftſteuerrechts 
ein Unterſchied zwiſchen den beiden Arten der Auflöſung nicht 
gemacht werde. 

Durch das Urteil IJ 44/40 find die reſtlichen Zweifel geklärt, 
die nach dem Urteil vom 25. Oktober 1938 noch beſtehen geblieben 
waren. Es liegt jetzt ein vollſtändiges Ergebnis vor: 

9 14 KStG trifft auch den Fall der Auflöſung durch Konkurs⸗ 
eröffnung. Die Konkurseröffnung allein rechtfertigt aber eine 
Anwendung des § 14 KStch nicht. Entſcheidend iſt der Beginn der 
Konkurs abwicklung. Veräußert der Konkursberwalter den 
Betrieb noch im Jahr der Konkurseröffnung, tft $ 14 KSt ſofort 
anzuwenden. Führt der Konkursverwalter den Betrieb zunächſt 
weiter und veräußert er ihn erſt ſpäter, muß die Körperſchaft zu⸗ 
nöchſt regelmäßig jährlich weiterveranlagt werden. Ab dem Zeit⸗ 
punkt der Veräußerung iſt § 14 KStch anzuwenden. In allen 
Fällen einer Anwendung des § 14 KStG läuft der letzte Be⸗ 
ſteuerungszeitraum bom Schluß des dem Beginn der Konkurs⸗ 
ab wicklung vorangegangenen Jahrs bis zur Beendigung des 
Konkursberfahrens. Solange das Konkursverfahren nicht beendet 
iſt, iſt die Vornahme einer Veranlagung für einen Zeitraum, der 
kürzer als 3 Jahre iſt, unzuläſſig. Hinweis auf § 14 Abſatz 1 
Satz 2 KSt und das Urteil vom 9. Juni 1937, RStBl 1987 
S. 967. 


Beiſpiel: 
Eine Aktiengeſellſchaft iſt im Jahr 1932 in Konkurs ge⸗ 
gangen. Der Konkursverwalter hat den Betrieb zunächſt 
weitergeführt. Im Jahr 1939 iſt der Betrieb im ganzen ver⸗ 
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äußert worden. Das Konkursverfahren iſt noch nicht beendet. 

Für die Jahre 1932 bis einſchließlich 1938 iſt die Aktien⸗ 
geſellſchaft jährlich zu veranlagen. Für das Jahr 1939 kann 
eine Veranlagung nicht vorgenommen werden. 


Der Senat hat ſich in der Entſcheidung I 44/0 ſchließlich auch 
mit der Frage befaßt, wann das Konkursverfahren in 
obigem Sinn als beendet anzuſehen iſt. Der Senat hat aus⸗ 
geführt, daß der Schluß des letzten Beſteuerungszeitraums nicht 
mit dem förmlichen Ende des Konkursverfahrens übereinzuſtimmen 
brauche. Sobald feſtſtehe, daß das Verfahren nur deshalb nicht be⸗ 
endet ſei, weil die Höhe der Steuern noch nicht bekannt ſei, die 
erſt nach Ablauf des Abwicklungszeitraums feſtgeſetzt werden 
konnten, könne dieſer Zeitraum für die Gewinnermittlung § 14 
KStG gemäß als abgeſchloſſen angeſehen werden. As. 


Gewinnermittlung beim Übergang zur Buchführung 


Geht ein Steuerpflichtiger von der Gewinnermittlung § 4 
Abſatz 8 ESt gemäß (Überſchuß der Betriebs⸗ 
einnahmen über die Betriebsausgaben) zur Ge 
winnermittlung § 4 Abfatz 1 ESté gemäß (Beſtandsver⸗ 
gleich) über, fo müſſen die Betriebsborgänge, die 
bisher nicht berückſichtigt worden ſind, beim erſten Be⸗ 
ſtandsvergleich berückſichtigt werden. Das geſchieht dadurch, daß 
der Wert der Warenbeſtände und der Warenforderungen 
abzüglich des Werts der Warenſchulden zur Zeit des Übergaugs 
des Beſtandsvergleichs dem erſtmals durch Veſtandsvergleich er⸗ 
mittelten Gewinn hin zuzurechnen iſt. Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 8 der Einkommenſteuer⸗Richtlinien für 1939. Das gilt aber 
nicht, wenn der Gewinn in den früheren Jahren geſchätzt 
worden iſt, weil bei der Schätzung nicht nur die Betriebseinnahmen 
und die Betriebsausgaben, ſondern auch die Verände⸗ 
rungen im Vermögensbeſtand berückſichtigt 
worden ſind. 


Der Reichsfinanzhof hat dieſe Grundſätze in einem 
ncuen Urteil vom 6. März 1940, RStBl 1940 S. 423, beſtätigt. 
In dem der Beurteilung zugrunde liegenden Fall hatte das 
Finanzamt den Gewinn nach den amtlichen Richtſätzen mit 
20 v. H. des Iſt umſatzes geſchätzt. Der Reichsfinanzhof hat es 
für unzuläſſig erklärt, daß beim übergang zur Buchführung der 
erſte Bilanzgewinn durch Hinzurechnung eines Zuſchlags für die 
bisher nicht erfaßten Waxenforderungen berichtigt worden iſt. Er 
führt u. a. aus: Es ſei allgemein anerkannt, daß eine Über⸗ 
gangsberichtigung bei einer Richtſatzſchätzung nach dem 
Soll umſatz nicht in Betracht komme. Zwiſchen der Richtſatz⸗ 
ſchätzung nach dem Sol lum ſatz und der Richtſatzſchätzung nach 
dem Iſtumſatz beſtehe aber im Ergebnis kein weſent⸗ 
licher Unterſchied. Das Ziel jeder Richtſatzſchätzung ſei die 
Ermittlung des ungefähren Gewinns, der nach den Geſaml⸗ 
umſtänden des Falls die größte Wahrſcheinlichkeit für ſich habe, 
richtig zu fein. Richtfätze ſeien Rahmenſätze. Ihre Anwendung 
auf den einzelnen Fall dürfe keinesfalls ſchematiſch erfolgen. 
Ziel der Schätzung ſei nicht die Ermittlung des 
Iſteinnahmeüberſchuſſes des Unternehmens, ſondern 
des wirklichen Gewinns. Wenn deshalb der Gewinn mit Hilfe von 
Richtſätzen nach dem Iſtumſatz ermittelt worden ſei, jo hätten 
weſentliche Schwankungen im Forderungsbeſtand bereits durch 
Zuſchlag oder Abſchlag berückſichtigt werden müſſen. Eine Ge⸗ 
winnberichtigung im übergangsjahr fei dann 
überhaupt nicht geboten. 


Dieſe Grundſätze ſind gegenwärtig von der größten Be⸗ 
deutung, weil gerade im letzten Jahr viele Klein⸗ 
gewerbetreibende auf Grund der Anordnungen 
ihrer Wirtſchaftsgruppen dazu übergegangen ſind, 
ihren Gewinn durch Beſtandsvergleich zu ermitteln. Eine Berich⸗ 
tigung des erſten Bilanzgewinns wird für ſie oft nicht ver⸗ 
anlaßt ſein, weil in den Vorjahren der Gewinn auf Grund von 
Richtſätzen nach dem Sollumſatz oder nach dem Iſtumſatz oder 
durch griffweiſe Schätzung ermittelt worden iſt. 


Die Gewinnermittlung durch Feſtſetzung (Schätzung) iſt ins⸗ 
beſondere in der Oſtmark bei nichtbuchführenden Gewerbe⸗ 
treibenden die Regel geweſen. Der Reichsminiſter der Finanzen 
hat deshalb in einem Runderlaß vom 12, April 1940 beſtimmt, 
daß die Anordnung im Abſchnitt 8 Abſatz 8 der Einkommenſteuer⸗ 
Richtlinien für 1939 in der Oſtmark nicht anzuwenden iſt, 
wenn Steuerpflichtige, bei denen der Gewinn bisher in einer 
dem Verfahren § 4 Abſatz 3 EStch gemäß entſprechenden Art 
ermittelt oder geſchätzt worden iſt, in den Kalenderjahren 
1938 bis 1940 zur Gewinnermittlung durch Be⸗ 
ſtands vergleich auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung 
übergehen. Eine Gewinnberichtigung im Über⸗ 
gangsjahr muß in dieſen Fällen alſo immer 
unterbleiben. Meu. 
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kinkommenſteuer für 1939 im Reichsgau Sudetenland und 
in den Gebietsteilen, die aus den ſudeiendeutſchen Gebieten 
ausgegliedert ſind 


Die Einkommenſteuer für den Veranlagungszeitraum 1939 
wird im Reichsgau Sudetenland und in den Gebiets⸗ 
teilen, die aus den ſudetendeutſchen Gebieten ausge⸗ 
gliedert worden find (im folgenden als fudetendeut ſche 
Gebiete bezeichnet), nicht in Höhe der vollen Beträge, die 
ſich aus der Einkommenſteuertabelle ergeben, ſondern nur zu 
elf Sechzehnteln erhoben. Hinweis auf § 2 Abſatz 2 der 
Einundzwanzigſten Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Reichsgau Sudetenland und in 
den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten ſudeten⸗ 
deutſchen Gebietsteilen vom 28. Nobember 1939 (RGI 1 ©. 2307, 
NEU 1939 S. 1197). Das hat feinen Grund darin, daß die 
Lohnſteuer für das erſte und zweite Kalendervierteljahr 
1939 nur zur Hälfte, für das dritte Stalenderbierteljahr nur 
zu drei Vierteln und erſt ab 1. Oktober 1939 in voller 
Höhe erhoben worden iſt. 

Es iſt die Frage entſtanden, für wen die Vergünſtigung 
der bezeichneten Verordnung in Betracht kommt. Es ſind z. B. die 
Meinungen vertreten worden, die Vergünſtigung gelte nur für 
Sudetendeuntſche oder fie gelte für alle Einkünfte, 
die aus den ſudetendeutſchen Gebieten bezogen worden ſind. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch den Erlaß 8 2300 
— Sud 152 III vom 11. April 1940 § 2 Abſatz 2 der bezeichneten 
Verordnung dahin ausgelegt, daß die Vergünſtigung nur für die 
Steuerpflichtigen gilt, die im Kalenderjahr 1939 ihren 
Wohnſitz überwiegend in den ſudetendeutſchen 
Gebieten gehabt haben. Es kommt alfo nicht darauf an, wo⸗ 

er die Einkünfte bezogen ſind oder ob es ſich um einen 
Sudetendeutſchen im ſtammesmäßigen Sinn handelt, 
ſondern es iſt aus praktiſchen Gründen allein darauf abgeſtellt, 
wo der Steuerpflichtige im Kalenderjahr 1939 überwiegend 
ſeinen Wohnſitz gehabt hat. 

Hat ein Steuerpflichtiger im ganzen Kalenderjahr 1939 
ſeinen leinzigen) Wohnſitz in den ſudetendeutſchen Gebieten ge⸗ 
habt, ſo liegt der Fall einfach. Dieſer Steuerpflichtige hat die 
Einkommenſteuer nur zu elf Sechzehnteln zu zahlen. Es iſt dabei 
ohne Belang, ob er ſeine Einkünfte aus den ſudetendeutſchen 
Gebieten, aus dem anderen Reichsgebiet oder aus dem Ausland 
bezogen hat. 

Die Fälle liegen auch klar, wenn Steuerpflichtige im Kalen⸗ 
derjahr 1939 ihren Wohnſitz überhaupt nicht in den 
ſudetendeutſchen Gebieten, ſondern im anderen Reichsgebiet oder 
im Ausland gehabt haben. In dieſen Fällen kommt die Ver⸗ 
günftigung (elf Sechzehntel der Einkommenſteuer) nicht in Be⸗ 
tracht. Das gilt auch dann, wenn es ſich um einen Steuerpflich⸗ 
tigen aus dem anderen Reichsgebiet handelt, der eine oder 
mehrere gewerbliche Betriebſtätten in den ſudetendeutſchen 
Gebieten beſitzt und hinſichtlich dieſes Teils ſeines Gewerbe⸗ 
betriebs unter den Maßnahmen der Tſchechen ebenſo zu leiden 
hatte wie ſudetendeutſche Gewerbetreibende. Die Vergünſtigung 
gilt auch nicht für Volksdeutſche im Protektorat, die aus 
den ſudetendeutſchen Gebieten Einkünfte, z. B. aus Landwirt⸗ 
ſchaft, beziehen, aber dort keinen Wohnſitz haben. 

Viele Steuerpflichtige haben ihren Wohnſitz im Kalender⸗ 
jahr 1939 aus dem anderen Reichsgebiet in die ſudetendeutſchen 
Gebiete verlegt oder umgekehrt. Es ift hier zu prüfen, wo die 
Steuerpflichtigen im Kalenderjahr 1939 überwiegend ihren 
Wohnſitz gehabt haben. 

Ein Steuerpflichtiger hat nur elf Sechzehntel der Ein⸗ 
kommenſteuer zu entrichten, wenn er feinen Wohnſitz ſpäte⸗ 
ſtens am 30. Juni 1939 aus dem anderen Reichsgebiet in die 
ſudetendeutſchen Gebiete verlegt hat. Er muß dagegen die volle 
Einkommenſteuer entrichten, wenn er den Wohnſitzwechſel erſt am 
1. Juli 1939 oder ſpäter vorgenommen hat. Es wird in dieſen 
Fällen bei Arbeitnehmern vorkommen, daß ſie für das dritte 
Kalendervierteljahr 1989 nicht zur vollen Lohnſteuer herangezogen 
worden ſind, aber uneingeſchränkt zur Einkommenſteuer beranlagt 
werden. In dieſen Fällen werden keine Härten entſtehen, 
wenn § 25 ESDB anzuwenden iſt. Soweit die Anwendung des 
. 25 ESIDB nicht in Betracht kommt, muß der Steuerpflichtige 
eine hh ere Nachzahlung leiſten, als es der Fall geweſen wäre, 
wenn die Lohnſteuer auch für das dritte Kalendervierteljahr 1939 
in der vollen Höhe einbehalten worden wäre. Das muß in Kauf 
genommen werden. 

Hat ein Steuerpflichtiger ſeinen W ohnſitz aus den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten in das andere Reichsgebiet verlegt, fo iſt 
er nur mit elf Sechzehnteln zur Einkommenſteuer heranzuziehen, 
wenn er früheſtens am 1. Juli 1939 den Wohnſitz⸗ 
wechſel vorgenommen hat. Hat er den Wohnſitz vor dieſem 
Zeitpunkt gewechſelt, ſo hat er die volle Einkommenſteuer zu 
entrichten. Bei Arbeitnehmern könnte das zu Härten führen, weil 


fie während ihrer Tätigkeit in den ſudetendeutſchen Gebieten eine 
ermäßigte Lohnſteuer zu zahlen hatten. Härten entſtehen in dieſen 
Fällen aber nicht, wenn bei der Veranlagung § 25 ESt DDB anzu⸗ 
wenden iſt. Für die anderen Fälle iſt zur Beſeitigung der 
Härten angeordnet worden, daß dieſen Steuerpflichtigen die 
Einkommenſteuer bei der Veranlagung aus Villigkeitsgründen 
um den Betrag zu ermäßigen iſt, der ihnen an Lohnſteuer 
mehr einbehalten worden wäre, wenn ſie während des ganzen 
Kalenderjahrs 1939 im anderen Reichsgebiet gewohnt hätten. 
Die Fälle des mehrfachen Wohnſitzes ſind in Ziffer 5 
des Erlaſſes geregelt. 


— 1 — 


Gewerbefteuer und Wandergewerbefteuer in den einge- 
gliederten Oftgebieten 


Durch die Vierte Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den einge» 
gliederten Oſtgebieten vom 24, Februar 1940 (RGBI I 
S. 418, RStBl 1940 S. 289) find neben dem Körperſchaftſteuer⸗ 
recht das Gewerbeſteuerrecht und das Wander⸗ 
gewerbeſteuerrecht in den eingegliederten Oſtgebieten ein⸗ 
geführt worden. Die die Gewerbeſteuer und die Wandergewerbe⸗ 
ſteuer betreffenden Vorſchriften dieſer Verordnung ſind durch 
einen gemeinſamen Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen und 
des Reichsminiſters des Innern vom 10. April 1940 (RStBl 1940 
S. 425) erläutert und ergänzt worden. 


Auf dem Gebiet der Gewerbeſteuer ſind in den einge⸗ 
gliederten Oſtgebieten das Gewerbeſteuergeſetz bom 
1. Dezember 1936 (Rc Bl 1 S. 979), die Zweite Verord⸗ 
nung zur Durchführung des Gewerbeſteuer⸗ 
geſetzes vom 20. Februar 1938 (RGBl I S. 209) und die 
Dritte Verordnung zur Durchführung des Ge⸗ 
werbeſteuergeſetzes bom 31. Januar 1940 (RGBI I 
S. 284) in Kraft geſetzt worden. Ein Zeitpunkt für das In⸗ 
krafttreten dieſer Vorſchriften iſt in der Verordnung bom 
24. Februar 1940 nicht ausdrücklich feſtgelegt worden. Es ergibt 
ſich aus § 5 dieſer Verordnung, für welchen Zeitraum und in 
welchem Umfang die Vorſchriften des Gewerbeſteuergeſetzes und 
der Durchführungsverordnungen in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten erſtmalig anzuwenden find. Danach wird die Gewerbe⸗ 
ſteuer abweichend von der Regelung im anderen Reichsgebiet für 
die Zeit vom 1. Februar bis 31. März 1940 au's⸗ 
ſchließlich nach der Lohn ſum me und für die Zeit vom 
d. April 1940 bis 31. März 1941 (Rechnungsjahr 1940) 
nach dem Gewerbeertrag, dem Gewerbekapitol 
und der Lohnſumme erhoben. 

Die Erhebung der Lohnſummenſteuer für die Zeit 
bon 1. Februar 1940 bis 31. März 1941 iſt 
zwingend für alle Gemeinden vorgeſchrieben. 
Lohnſummenſteuer iſt grundſätzlich nach einem Hebeſatz von 
500 6.9. des Steuermeßbetrags zu erheben. Mit 
Genehmigung des Regjierungspräſidenten können die Gemeinden 
einen höheren Hebeſatz feſtſetzen. Das wird aber, wie in dem 
oben bezeichneten Erlaß bom 10. April 1940 betont iſt, in der 
Regel nur in induſtriellen Gemeinden in Betracht 
kommen. Auch dort dürfen höhere Hebeſätze nur inſoweit feſt⸗ 
geſetzt werden, als die Finanzlage der Gemeinde das dringend 
erfordert. Hebeſätze über 1000 p. H. des Steuermeß⸗ 
betrags find unzuläſſig. 

Die Erhebung der Lohnſummenſteuer nach einem Hebeſatz 
bon über 500 v. H. ift ortsüblich bekanntzumachen. Der 
Hebeſatz gilt erſtmalig für die Lohnſumme des Monats, in dem 
er bekanntgemacht wird. Ein höherer Hebeſatz wird dem⸗ 
gemäß regelmäßig früheſtens für den Monat März 1940 in Be⸗ 
tracht kommen. 

Für die Feſtſetzung des höheren Hebeſatzes iſt in Gemeinden, 
denen das Riecht der Deutſchen Gemeindeordnung bereits verliehen 
worden iſt, der Bürgermeiſter zuſtändig, in den anderen 
Gemeinden der Amtskommiſſar. 

ann der Beſteuerungsgrundlage für die 
Lohnſummenſteuer beſtimmt der oben bezeichnete Erlaß vom 
10. April 1940, daß die Vorſchrift des § 24 Abſatz 4 GewStG, 
betreffend die Beſteuerungsgrundlage bei Sparkaſſen, und 
die Vorſchrift des § 24 Abſatz 5 GewSt hinſichtlich der Unter⸗ 
nehmen, die kirchlichen Zwecken dienen, in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten nicht anzuwenden find. Bei Spar⸗ 
kaſſen unterliegen bis auf weiteres die geſamten Ver⸗ 
gütungen der Lohnſummenſteuer. Die Nichtanwendung des § 24 
Abſatz 5 GewStG hinſichtlich der Unternehmen, die kirchlichen 
Zwecken dienen, folgt aus $ 8 der Verordnung vom 24. Februar 
1940, der für die eingegliederten Oſtgebiete beſtimmt, daß den 
Kirchen, ihren Einrichtungen und den ihre Zwecke fördernden 
Körperſchaften auf dem Gebiet der Körperſchaftſteuer und der 
Gewerbeſteuer beſondere Steuervergünſtigungen nicht zuſtehen. 


